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Das Bauhausjahr 2009 ist zu Ende, der 
Kunstverein Apolda Avantgarde blickt auf 
ein überaus erfolgreiches Ausstellungsjahr 
zurück. Insgesamt besuchten 20.861 Gäste 
das Kunsthaus.
Die neue Ausstellung „Sammlung Bunte – 
Positionen der klassischen Moderne“ zeigt 
nun bis zum 5. April 134 Gemälde, Aquarel-
le, Zeichnungen und Grafi ken aus der Pri-
vatsammlung des Ehepaars Herrmann-Josef 
und Renate Bunte. Die Apoldaer Schau, die 
eine Zeitspanne von 1890 bis 1930 abdeckt, 
präsentiert Werke der späteren Bauhaus-

künstler Johannes Itten und Oskar Schlem-
mer – also gewissermaßen auch eine Fortset-
zung der Veranstaltungen des vergangenen 
Jahres. Im Mittelpunkt, erläuterte Kuratorin 
Dr. Andrea Fromm, stehen jedoch Bilder des 
noch weitgehend unbekannten Bielefelder 
Künstlers Hermann Stenner (1891-1914), der 
1912 bei Adolf Hölzel in Stuttgart Meister-
schüler geworden war und mit Primärfar-
ben und Bildkonstruktion experimentierte. 
Eine Ausstellung von Hölzels Werken hatte 
2009 das Bauhausjahr im Weimarer Land 
eröffnet. Fortsetzung auf Seite 4

Kinderlärm 
Apoldas Sicht auf 

die Zukunft
Familien mit Kindern sind die Zukunft 
einer jeden Stadt – auch unserer. Sie 
verdienen daher unsere höchste Wert-
schätzung. Nur so kann Apolda auch 
in Zukunft kreative und selbstbewusste 
Bürger hervorbringen. 
Aus meiner Sicht ist es im Sinne ei-
ner kinderfreundlichen Gesellschaft 
wünschenswert, wenn weitergehende 
Vorschriften zur Erhöhung der Rechts-
sicherheit von Kindergärten erlassen 
werden. Das Thema Kinderlärm darf 
nicht Gegenstand einer gerichtlichen 
Klage sein. Bieten wir unseren Kindern, 
der Zukunft Apoldas, die besten Plätze 
und Möglichkeiten für ihre Entfaltung, 
auch wenn es dabei einmal lauter wird. 
Für mich ist Kinderlärm der schönste 
Lärm. Ich persönlich freue mich immer 
wieder, wenn mich glänzende Kinderau-
gen bei meinen Besuchen in den Kinder-
einrichtungen oder Schulen anlächeln. 
Kinderlachen müssen wir uns erhalten! 
Es zeigt uns, dass sie sich in Apolda 
wohlfühlen und dafür werde ich mich 
einsetzen.
Kinder spielen und wachsen heran – 
unterstützen wir sie dabei. Für die Zu-
kunft unserer Stadt! 

Ihr Rüdiger Eisenbrand

Experimente auf Leinwand, mit Textilien und TonExperimente auf Leinwand, mit Textilien und Ton
Ausstellungen im Glockenmuseum und Kunsthaus 

zeigen höchst Unterschiedliches
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Jahresrückblick 2009Jahresrückblick 2009

In der Bahnhofstraße wird „Peters Karree“ als Wohn- und Ge-
schäftshaus fertiggestellt.

Der 30 Meter hohe Schornstein der Miltschen Fabrik in der Bern-
hardstraße wird gesprengt. (Die Hermstedter Straße wird nach 
grundhaften Ausbau für den Verkehr wieder freigegeben.)

Apolda ist Austragungsort für die 14. IDC Dobermann-Weltmeis-
terschaft. Italien gewinnt die Mannschaftswertung. 

Januar Januar 

MärzMärz

MaiMai

Die Stadt Apolda wird 
Sieger beim Projekt 
„Genial zentral“.

Das Jugendhaus LOGO in der Schötener Promenade wird durch 
einen Großbrand zerstört.

Bei den Kommunalwahlen am 7. Juni werden Stadtrat, Ortsteilbür-
germeister und Ortsteilräte neu gewählt.

FebruarFebruar

AprilApril

JuniJuni
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Jahresrückblick 2009Jahresrückblick 2009

Für den Realisierungswettbewerb auf dem Gelände der ehemaligen 
Großküche werden die Sieger prämiert.

Nach 8-monatiger Bauzeit wird der Marktplatz offiziell übergeben. 

JuliJuli

SeptemberSeptember

NovemberNovember

Thüringens Ministerpräsident Dieter Althaus und Sozialministe-
rin Christine Lieberknecht weihen mit Bürgermeister die II. Erwei-
terung des Gewerbeparks B87 ein. Das neue Gebiet hat eine Nutz-
fläche von 23 ha. 

Die Landesregierung 
vergibt für Apolda 
die Option, die Lan-
desgartenschau 2017 
auszurichten.

Eine neue Holzbrücke über die Ilm verbindet nun Oberroßla und 
Niederroßla.

AugustAugust

OktoberOktober

DezemberDezember

Zum Zwiebelmarkt wird der „Apoldaer Bürgerschal“ in seiner Ge-
samtlänge von 1.500 Metern mit Hilfe der Bürger entrollt.
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Am 7. Dezember 2009 wurde Herrn Armin 
Unger zu seinem 81. Geburtstag im Caro-
linenheim – seinem neuen Zuhause –  die 
Ehrenmedaille für besondere Verdienste 
um die Stadt Apolda“ durch Bürgermeis-
ter Eisenbrand überreicht.
Nachdem der Stadtrat bereits am 2. Sep-
tember 2009 einstimmig die Verleihung 
der Medaille an den langjährigen Kantor 
beschlossen hatte, wurde in der feierlichen 
Stadtratssitzung zum „Tag der Deutschen 
Einheit“ 2009 in der Martinskirche das 
Wirken von Armin Unger gewürdigt. Lei-
der konnte er selbst aus gesundheitlichen 
Gründen nicht anwesend sein, so dass dies 
zu seinem Geburtstag nachgeholt wurde.
Nachdem sich Herr Unger aktiv im Wen-
deherbst 1989 engagierte und seit 1990 
Mitglied im Apoldaer Stadtrat war, brachte 
er sich viele Jahre in die Kommunalpolitik 
ein. Dabei waren ihm das Wohl der Stadt 
Apolda sowie seiner Bürgerinnen und Bür-
ger immer eine Herzenssache.
Sein ehrenamtliches Tun war stets geprägt 
von seiner besonnenen Art und seinem be-
tont sachlichen Umgang. Er war ein Mann 
der leisen Töne, der sich würdig in die Trä-
ger der Ehrenmedaille unserer Stadt einreiht.

Ein Mann der leisen 
Töne - Armin Unger 
mit Ehrenmedaille 

ausgezeichnet

Nachruf !
Mit großer Betroffenheit und tiefer Trauer nimmt die Stadt Apolda Abschied von

Klaus Gollasch
Als Vorsitzender des Apoldaer Leichtathletikvereins 1990 e. V. und des Sportbeira-
tes Apolda hat sich Klaus Gollasch besonders engagiert und unermüdlich für die 
Belange des Apoldaer Sports eingesetzt.
Wir trauern um einen Sportfreund, der sich im Ehrenamt für die Jugend und das 
Gemeinwohl verdient gemacht hat und werden ihm stets ein ehrendes Andenken 
bewahren.

Rüdiger Eisenbrand  
Bürgermeister 

Im Glockenmuseum Apolda ist derweil bis 
zum 11. April die Ausstellung „Mit Faden 
und Farbe, Papier, Ton und Rauch“ zu se-
hen. Konkret verbergen sich dahinter „Ge-
webtes“ von Ulrike Drasdo (Hohenfelden), 
„Genähtes und Gemaltes“ von Cordula 
Hartung (Meiningen) und „Getöpfertes“ 
von der Leipzigerin Marita Helbig. 
Die Textilgestalterin Ulrike Drasdo, die an 
der Fachschule für Angewandte Kunst in 
Schneeberg studierte, arbeitet mit feinge-
sponnenen Woll- und Acrylfäden in der 
Technologie der Flachweberei. Während 
die Farbe der Kettfäden vorab festgelegt 
wird, erfolgt die farbliche Musterung mit-
tels der Querfäden intuitiv. Eine konse-
quente senkrechte und waagerechte Unter-
teilung der Flächen, gestaltet durch feine, 
harmonische Farbübergänge kennzeichnet 
die Wandbehänge Ulrike Drasdos. 
Cordula Hartung widmet sich als Auto-
didaktin seit mehreren Jahren der experi-
mentellen Textilgestaltung. Dabei erfand 

sie außergewöhnliche, die Grenzen des 
Materials auslotende Gestaltungen. Seit ei-
niger Zeit stehen Objekte aus Textilien und 
Papieren, die sie formt, bemalt und zusam-
menfügt, im Mittelpunkt ihres künstleri-
schen Schaffens. 
Marita Helbig experimentierte seit ihrem 
Studium an der Fachhochschule für An-
gewandte Kunst in Heiligendamm mit 
unterschiedlichen Möglichkeiten der Bear-
beitung von Ton. Sie bevorzugt freie Auf-
bautechniken. Dabei entstehen einfache 
Formgebungen, die das Wesen des Tons 
zur Geltung bringen. Seit etwa zwei Jah-
ren beschäftigt sich die Keramikerin inten-
siv mit Gefäßen, die im Rauchbrand ihre 
endgültige Gestalt erhalten.
Die Ausstellung ist dienstags bis sonntags 
10-18 Uhr geöffnet. In den Osterferien (6. 
bis 10. April) bietet das Glockenmuseum 
für Kinder und Jugendliche jeweils mehr-
tägige Kurse in Bildteppichweberei, Experi-
menten mit Papier sowie in Rauchbrand an.

Fortsetzung von Seite 1

Experimente auf Leinwand, mit Textilien und Ton Öffnungszeiten 
Bürgerbüro und 

Tourist-Information 
am Rosenmontag

Am Montag, den 15. Februar, hat das 
Bürgerbüro im Stadthaus von 8.00 bis 
13.00 Uhr geöffnet.
Die Tourist-Information ist an diesem 
Tag von 9.00 bis 13.00 Uhr geöffnet.

 Das Amtsblatt wird auf umwelt-
freundlichem Papier gedruckt.
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Wie auch in den vergangenen Jahren 
erwartet unsere Besucher ein buntes 
Programm für Jung und Alt auf 
vielen verschiedenen Bühnen. In 
der kompletten Innenstadt werden 
Zwiebelhändler und Gastronomen 
ihre Waren anbieten, aber auch unsere 
einheimischen Vereine und Unterneh-
men werden sich präsentieren.
Weiterhin warten wieder Schausteller-
geschäfte in der Bachstraße, ein mo-
biler Kindergarten in der Teichgasse 
und der altertümliche Mittelalter-
markt auf dem Schloss auf Sie.
Natürlich fi ndet der Apoldaer Zwiebel-
markt nicht ohne die Traditionsveran-
staltungen in der Vereinsbrauerei Apolda 
statt. Die Bockbieranstiche und Frühschop-
pen werden die Halle der Vereinsbrauerei 
wieder mächtig in Stimmung bringen.
Für diese Veranstaltung sucht die Stadt-
verwaltung Apolda neben den bisherigen 
Sponsoren, wie der Vereinsbrauerei Apolda 

GmbH, der Sparkasse Mittelthüringen, 
der Wirtschaftsverbände der Stadt 

und vielen Anderen noch weitere 
Unternehmen, Vereine, Gewerbe-
betreibende und Händler, die diese 

Veranstaltung unterstützen wollen.
Interessierte Händler, Gewerbebetrei-
bende, Unternehmer, Kunsthandwerker, 
Schausteller, Künstler, Vereine und Ver-
einigungen, die zum erneuten Gelingen 
des Zwiebelmarktes beitragen wollen, 
können sich bei der Abteilung Kultur 
der Stadt Apolda bis zum 30.04.2010 
bewerben bzw. Informationen einholen:

Stadtverwaltung Apolda
Abteilung Kultur
Markt 1
99510 Apolda
Tel. 03644 650 420 bis 425
Fax 03644 650 516
eMail: zwiebelmarkt@apolda.de.

gez. Rüdiger Eisenbrand/Bürgermeister

Apoldaer Zwiebelmarkt & Bockbieranstich
24. bis 26. September 2010

Einladung zum Frauentagsball
Unter dem Motto „Wildes Russland“ laden die Frauen- und Gleichstellungsbeauftra-
gen des Landkreises Weimarer Land und der Stadt Apolda am Montag, dem 8. März 
2010, in die Ordensburg Liebstedt ein. Einlass ist ab 18.00 Uhr. 

Die Karten zum Preis vom 15 Euro sind ab 25. Februar 2010 in der Tourist-Information 
Apolda (Tel. 03644 650100) und der Tourist-Information Weimar (Tel. 03643 745745) 
erhältlich.

Als besondere Gäste erwarten wir u. a. Ronny Weiland, das Kosakenensemble „Wol-
niza“ und viele Andere.

gez. Sylvia Wille gez. Beate Wiedemann
Stadt Apolda Kreis Weimarer Land

Theater  im  Paket  2010 
in Weimar

Sonntag, 21. Februar 2010, 16.00 Uhr, 
großes Haus
GESCHICHTEN AUS DEM WIENERWALD 
– Ödeön von Horvath
Volksstück in drei Teilen

Sonntag, 28. März 2010, 16.00 Uhr, 
großes Haus
ELEKTRA Richard Strauss
Tragödie in einem Aufzuge, Libretto von 
Hugo von Hofmannsthal

Samstag, 17. April 2010, 19.30 Uhr, 
großes Haus
DON CARLOS INFANT VON SPANIEN 
Friedrich Schiller
dramatisches Gedicht in fünf Akten

Sonntag, 9. Mai 2010, 16.00 Uhr, 
großes Haus
DER WILDSCHÜTZ Albert Lortzing
Komische Oper in drei Akten nach August 
von Kotzebue

Samstag, 26. Juni 2010, 19.30 Uhr,
großes Haus
EUGEN ONEGIN – Peter Tschaikowski
Lyrische Szenen in drei Aufzügen, Dich-
tung von k. s. Schilowsky nach Puschkin 
(in russischer Sprache )

Bustransfer von Ihrem Wohnort nach Wei-
mar und zurück
und das Ganze für nur 24,90 EUR bzw. er-
mäßigt 18,30 EUR

Neu im Angebot:
Samstag, 10. Juli 2010, 21.00 Uhr, 
Schlosshof Weimar – Sommertheaternächte - 
ROMEO UND JULIA 
– William Shakespeare
Einheitspreis : 29,30 EUR

Karten erhalten Sie in der Tourist – Infor-
mation Apolda, Markt 1, Tel. 03644/650100

Alle Besitzer von Optionsscheinen des 
Apoldaer Bürgerschals werden gebeten, die-
sen bis Ende Februar zu den Sprechzeiten 
des Bürgerbüros im Stadthaus abzuholen. 
Bei der Abholung erhalten die Inhaber 
gleichzeitig einen Ausweis zum kosten-
losen Eintritt zu allen Ausstellungen im 
Kunsthaus Apolda Avantgarde und im 
Glockenmuseum im Jahr 2010.

Sprechzeiten Bürgerbüro:
Montag-Mittwoch 08.00 Uhr - 17.00 Uhr
Donnerstag 08.00 Uhr - 19.00 Uhr
Freitag 08.00 Uhr - 17.00 Uhr
Samstag 09.00 Uhr - 12.00 Uhr

Apoldaer Bürgerschal

Im Jahr 2010 wird der MICHEL-Katalog 
100 Jahre alt. Dieses wollen wir in der 
Heimatstadt seines Begründers Hugo 
Michel feiern.
Im Glocken- und Stadtmuseum der 
Stadt Apolda fi ndet hierzu u. a. in 
der Zeit vom 12. September bis zum 
26. Dezember 2010 eine Ausstellung 
zum Wirken von Hugo Michel statt.
Alle Kinder der Stadt Apolda im Alter 
von 6 - 12 Jahren laden wir aus diesem 
Anlass zu einem Malwettbewerb ein. 
Malt auf eine „Briefmarke“, was euch 
in Apolda besonders gut gefällt!
Eure Bilder könnt ihr bis zum 30. Juni 
2010 persönlich im Glocken- und Stadt-
museum der Stadt Apolda, Bahnhof-
straße 41 oder im Bürgerbüro der Stadt 
Apolda, Am Stadthaus 1, abgeben.
Vergesst dabei nicht, Euren Namen und 
Eure Anschrift und wie alt Ihr seid, auf 
der „Briefmarke“  zu vermerken.
Die „Briefmarke“ zum Ausmalen erhaltet 
ihr in allen Schulen und im Bürgerbüro 
der Stadt Apolda.

Die schönsten Bilder werden natürlich 
prämiert. 
1.-3. Preis Briefmarkenset für Ein-

steiger (MICHEL-Junior-
Katalog, Lupe, Pinzette, 
Einsteckbuch und Brief-
marken)

 4.-10. Preis MICHEL-Junior-Katalog
 11.-100. Preis MICHEL-Almanach mit 

ausführlichen Erklärun-
gen zu Deutschen Brief-
marken

Die Auszeichnung der Gewinner dieses 
Wettbewerbes fi ndet am 11. September 
2010 zur Eröffnung der Ausstellung im 
Glocken- und Stadtmuseum der Stadt 
Apolda statt.  
Viel Spaß und viele gute Ideen für Brief-
markenmotive wünscht Euch 

Rüdiger Eisenbrand
Bürgermeister 
der Stadt Apolda

Hans W. Hohenester
Geschäftsführer
 SCHWANEBERGER VERLAG GmbH

Malwettbewerb: „Das gefällt mir in Apolda“
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In den nächsten Monaten wird die Sophi-
en- und Hufeland-Klinikum gGmbH Wei-
mar auf dem Darrplatz einen Neubau ei-
ner Psychiatrischen Tagesklinik (TK) sowie 
einer Psychiatrischen Institutsambulanz 
(PIA) errichten. Voraussichtlich im De-
zember 2010 kann das neue Gebäude den 
Betrieb aufnehmen. Momentan befi nden 
sich die Einrichtungen noch in der Strob-
raer Straße, im Gebäude der ehemaligen 
Klinik für Innere Medizin („Finanzamt“). 
Insgesamt werden elf Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in dem neuen Gebäude 
tätig. Der Neubau trägt zur Verbesserung 
der wohnortnahen Versorgung in Apolda 
bei. Zudem wird mit dem Schließen der 
Baulücke ein städtebaulicher Missstand 
überwunden. Rund 1,6 Millionen Euro 
Fördergelder stellt der Freistaat für das 
Bauprojekt aus Konjunkturpaketmitteln II 
der Bundesregierung zur Verfügung.

Das Bauprojekt

Auf einer Baufl äche von etwa 550 Quadratme-
tern entsteht ein Stahlbetonbau mit Flachdach. 

Kontakt zur Familie und zum Zuhause bleibt erhalten
Am Darrplatz entstehen Psychiatrische Tagesklinik und Institutsambulanz

Im dreigeschossigen Gebäude werden  
Gruppenräume, Ärzte- und Schwestern-
zimmer, Umkleiden, sanitäre Einrichtun-
gen, eine Patientenküche sowie Ergothe-
rapieräume und ein Sportraum unterge-
bracht. Die Umsetzung erfolgt behinder-
tengerecht. Die Psychiatrische Tagesklinik 
und die Psychiatrische Institutsambulanz 
ziehen in die erste und zweite Etage. Pa-
tienten und Besucher gelangen über ein 
Treppenhaus mit Aufzug vom Eingangs-
bereich in die Obergeschosse. Die Räume 
des Erdgeschosses dienen der gewerbli-
chen Nutzung.
Im Außenbereich befi nden sich ein Pati-
entengarten (500 Quadratmeter) und ein 
Parkplatz mit 18 Stellplätzen. Das gesam-
te Gebäude verfügt über Fensterbänder, 
die viel Licht in die Räume fallen lassen 
und eine angenehme Atmosphäre schaf-
fen werden. Der Eingangsbereich gliedert 
etwas zurückgesetzt den Baukörper, um 
eine kleinteiligere Gebäudestruktur zu er-
reichen. Städtebaulich orientiert sich die 
Höhe des Neubaus an der Umgebungshö-
he der umliegenden Bebauung.

Das medizinische Konzept
In der Psychiatrischen Institutsambulanz 
werden Patienten mit chronisch verlaufen-
den psychischen Erkrankungen behandelt, 
wobei neben der ärztlichen Betreuung Psy-
chologen, Sozialarbeiter, Ergotherapeuten 
und Krankenschwestern entsprechend des 
individuellen Therapieplans in den Behand-
lungsablauf einbezogen werden. Die Einwei-
sung erfolgt durch den Hausarzt oder den 
Facharzt für Neurologie und Psychiatrie. Je 
nach Schwere der Erkrankung erfolgen zum 
Teil mehrfach pro Woche u. a. psychothe-
rapeutische Gespräche, ergotherapeutische 
Behandlungen, Sporttherapie oder Anpas-
sungen der medikamentösen Therapie.
Im Unterschied zur vollstationären Thera-
pie kommen die Patienten morgens und 
gehen nachmittags wieder nach Hause. 
Auch die Wochenenden werden komplett 
zu Hause verbracht. Damit ist der Tagesab-
lauf mit einem Arbeitsalltag vergleichbar. 
Das bietet den Vorteil, dass der Kontakt 
zur Familie und zum heimischen Umfeld 
nicht völlig unterbrochen werden muss. 
Häuslichen Pfl ichten, wie beispielsweise 
Kinderbetreuung, kann auch während des 
Aufenthalts in der Tagesklinik nachge-
gangen werden. Voraussetzung dafür ist 
jedoch, dass der Gesundheitszustand der 
Patienten so stabil ist, dass die Bewälti-
gung der Alltagsaufgaben sowie der tägli-
che Anfahrtsweg möglich sind.
Das tagesklinische Angebot richtet sich unter 
anderem an Patienten mit Psychosen, depres-
siven Störungen, Angst- und Zwangsstörun-
gen, psychosomatischen Erkrankungen oder 
Anpassungsstörungen in Krisensituationen. 
Das Behandlungskonzept integriert die 
aktuellen Standards der Psychopharmako- 
sowie Sozio- und Psychotherapie. Einen be-
sonderen Stellenwert in der tagesklinischen 
Behandlung nimmt das Training sozialer 
und alltagspraktischer Fähigkeiten in der 
Patientengruppe ein. Therapeut und Patient 
vereinbaren zu Beginn der Behandlung kon-
krete Therapieziele und legen gemeinsam 
den genauen Behandlungsplan fest. 

Ansicht aus der Teichgasse

Kontakt:

Tagesklinik (Außenstelle Apolda)
der Klinik für
Psychiatrie und 
Psychotherapie
der Sophien- und
Hufeland-Klinikum
gGmbH Weimar

Telefon: 03644 - 5165030

E-Mail: psychiatrie@klinikum-weimar.de

Therapiezeiten: 

montags bis donnerstags 8.00 - 15.30 Uhr,
freitags von 8.00 - 14.30 Uhr
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 Treff der Generationen (TDG)

Mo-Do. 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr
Fr. 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Täglich: Eltern-Großeltern-Kindercafé
Plaudermöglichkeiten bei Kaffee und
Kuchen und dabei 
- Spiel- und Bastelmöglichkeiten für Alt 

und Jung
- nach Absprache: Kinderbetreuung
- Hausaufgabenbetreuung 
- Kinder- und Seniorengeburtstage
- Familienunterstützender Rat und Tat
- Hilfe beim Ausfüllen von Formularen 

und Unterstützung bei Behördengängen
- Handyerklärung 
- Individuelle Computererklärung und 

-nutzung
Gemütliches Beisammensein in einer 
harmonischen Atmosphäre und vielfäl-
tige Möglichkeiten für eine individuelle 
Freizeitgestaltung  und  Hilfe bei der Um-
setzung individueller Ideen.

montags FAMILIENTAG, 
ab 10.00 Uhr Ausprobieren von schnellen 
Rezepten; anschließend Kostprobe
15.02. Kleine Rosenmontagsfeier
15.00 Uhr Mutter-Kind- Singkreis
ab 16.00 Uhr Behördenberatung 
dienstags, KREATIVANGEBOT
ab 10.00 Uhr
16.02. Faschingsfeier (ganztägig)
23.02. kein Angebot  
02.03. Glückwunschkarten
 mit geschöpftem Papier 
ab 16.15 Uhr bis …
Schach für Kinder und Interessierte im 
Schachkaffee „Rochade“
Gemütliches Schachspielen für Jedermann!
mittwochs ab 9.30 Uhr
Frühstücksrunde und Krabbel-Gruppe
15.00 Uhr Handarbeitskreis „Die Woll-
Lust“ mit sachkundiger Anleitung
donnerstags
10.00 Uhr Zeichnen und Malen
Malen und Zeichnen für alle, die Lust haben
Mit Spaß und Freude dabei sein!

freitags
10.00 Uhr Gemütliche Freitagsrunde 
➟  Wünsche können geäußert werden! 

Seniorenclub „Pestalozzistraße“
täglich ab 14.00 Uhr
montags Gymnastik

15.02. Rosenmontagsfeier im 
„Alma Liebscher“

dienstags Zimmerkegeln mit anschl. 
Kaffeekränzchen oder Seni-
oren-Kaffee
16.02. Rentnersauser in der 
Stadthalle

mittwochs Unterhaltungsnachmittag
17.02. Kegeln anschl. Kaffee-
kränzchen

donnerstags 14.30 Uhr Gymnastik mit 
Musik

freitags 26.02.  Stammtisch des Blinden-
 und Sehschwachenvereins

Kindereinrichtung „Regenbogenhaus“ 
Di. 16.02. Faschingsfeier 
 Kostüm erwünscht! 
Mi. 9.00 - 10.30 Uhr
 nach Absprache/Muttitreff  
 -  Schnupperstunde im 
    Kindergartenalltag
Frauen- und Familienzentrum 

Mo – Do  Fachberatung
 in jeder Lebenslage;
 Beratung zur Verhinderung 
 von Obdachlosigkeit
Fr.  nach Vereinbarung
Di. und Mi. 9.30 - 14.30 Uhr
 Näh- und Änderungsservice
Mi  10.00 - 12.00 Uhr  Frauen im Gespräch

Fachberatungsstelle gegen häusliche 
Gewalt/Frauenschutzwohnung

im Frauen- und Familienzentrum 
Bahnhofstraße 43
Mo-Do 9.00-17.00 Uhr
Fr. 9.00-12.00 Uhr
Telefon: 03644 518644
Notruf über Rettungsleitstelle: 03644 50000

FFZ „Villa Lustig“  
➟   Mo - Do von 14.00 bis 18.00 Uhr 
mit täglich wechselnden Aktivitäten: die 
Themen entnehmen Sie bitte der Tagespresse
➟   Mo und Do 14.00 Uhr
Jugendredaktion mit Herrn Weber
jeden Do in der Zeit von 9.00 - 12.00 Uhr 
Computerkurs für Anfänger. 
Telefonische Anmeldung erwünscht!

Unsere Aktivitäten im Monat Februar/März

Kindereinrichtung
„Regenbogenhaus“

Bahnhofstraße 49
Tel.: 03644 618371

Seniorenclub
„Pestalozzistraße“
Pestalozzistraße 6
Tel.: 03644 619703

Frauen- und
Familienzentrum
Bahnhofstraße 43
Tel.: 03644 518643

Treff der 
Generationen

Bahnhofstraße 41
Tel.: 03644 650300

Bibliothek
rationen

Bahnhofstraße 43
Tel.: 03644 650333

Mehr-Generationen-Haus Apolda
www.mgh.apolda.de

Bahnhofstraße

Hilfe geben - Hilfe 
nehmen 

In unserer Stadt Apolda gibt es Menschen, 
egal ob jung oder alt, Familien, ältere Se-
nioren, alleinerziehende Mütter, Schüler 
und vielleicht auch Sie, die Hilfe benötigen 
oder bereit sind, Hilfe zu geben. 

Wie wollen wir helfen?
Wir wollen für unsere Stadt einen Helferpool 
erstellen und den Bedarf für familienunter-
stützende Dienstleistungen erfassen. 
Hierfür benötigen wir Ihre gezielten An-
fragen und Angebote, um diese auf ei-
ner gemeinsamen Plattform für die Stadt 
Apolda zu erfassen.

Informationen unter:
• www.mgh.apolda.de ➟ Aktuelles 
• persönlich: MGH Treff der Generationen
  (Bahnhofstraße 41) 
• telefonisch:  Do 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
  unter 650300.
Das MGH möchte als Organisator auftre-
ten, der Angebote und Nachfragen zusam-
menbringt.

Ihr Team vom Mehrgenerationenhaus

Am Freitag, den 18. Dezember 2009, wurde 
am späten Nachmittag in der Lessingschu-
le ein Pocket-Bike, Farbe schwarz mit  der 
Startnummer 14 sowie einem daraufsit-
zenden Weihnachtsmann und ein Schlitten 
entwendet.
Da wir in der Annahme waren, dass sich 
jemand diese Dekorationsstücke für die 
Weihnachtstage „ausgeliehen“ hat und sie 
am ersten Schultag wieder zurückgegeben 
werden, wurde erst jetzt eine Anzeige bei 
der Polizei erstattet.
Da es sich um eine Leihgabe handelt, bit-
ten wir dringend um Mithilfe bei der Su-
che der entwendeten Gegenstände.

gez. Hans-Jürgen Häfner
Schulleiter

Staatliche Grundschule 
„Gotthold Ephraim Lessing“
Lessingstraße 30, 
99510 Apolda
Tel.: 03644 562954, Fax: 03644 562953
e-mail: GSGELessing@t-online.de

Diebstahl

Foto: privat
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Nichtamtlicher Teil

Herzlichen Glückwunsch nachträglich an
Frau Elsa Uschmann

zum 101. Geburtstag 
am 8. Januar 2010

Herzlichen Glückwunsch nachträglich an
das Ehepaar Hella und Klaus Schröer

zur Diamantenen Hochzeit
am 31. Dezember 2009

Foto: privat

Herzlichen Glückwunsch nachträglich an
Frau Anna Koschnik e

zum 100. Geburtstag 
am 6. Januar 2010

Foto: Peter Hansen
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man eine Kriegsverpfl egungsanstalt einge-
richtet. Darin begann sich Hermann Behse 
als Wirt zu etablieren. Was ihn auszeichnete: 
Er sorgte in den bisher öden und kalten War-
teräumen für ein wenig Gemütlichkeit, er 
wollte auch die Gaststätte durch einen Ver-
kaufskiosk mit Getränkeausschank an der 
Ecke Bahnhofstraße/ Sulzaer Straße erwei-
tern. Das lehnte das Bauamt 1921 aus „ver-
kehrstechnischen“ Gründen entschieden ab. 
(1928 stellte das Handelshaus für Reise 
und Verkehr GmbH Heidelberg einen Ki-
osk für Reiseliteratur dort auf.) 
Eine Bierausschankhalle für seine neue 
Gartenwirtschaft durfte aber nach Druck 
der Bahndirektion auf dem Bahnhofsvor-
gelände zwischen Toilettenhaus und Emp-
fangsgebäude errichtet werden.
Ab dem Eröffnungstag des Gartenbetrie-
bes am 13. Juni 1925 veranstaltete Behse 
zur Freude der ankommenden Reisenden 
und der vielen einheimischen Besucher an 
Sommerabenden öfter Gartenkonzerte.
Aus gesundheitlichen Gründen wechselte 
Hermann Behse 1931 nach Nidda im schö-
nen Taunus in die dortige Gaststätte im 
Bahnhof. Der Niddaer Wirt August Holste 
kam dafür hierher.
Nach 1945 bestimmte ein Gesetz, dass im 
Osten Deutschlands alle Bahnhofsgaststät-
ten der Deutschen Reichsbahn der Mitropa 
AG zur Pacht angeboten werden müssen.
Zu DDR-Zeiten ging man nicht in die Bahn-
hofskneipe, nein, man ging in die „Mitropa“. 
Da war immer „Leben in der Bude“. Fahr-
gäste, die auf ihren Zug warteten, Besucher 
und Arbeiter aus den umliegenden Betrieben 
saßen hier gerne in angeregter Unterhaltung 
bei einem gepfl egten Apoldaer Bierchen.
Heute steht der noch kurz vor der Wende 
vollständig renovierte Bahnhof  nur als Hal-
tepunkt deklariert, vernachlässigt an der 
Hauptmagistrale der Deutschen Bahn AG 
zwischen Frankfurt am Main und Berlin. 
Seit das Unternehmen „Telebahnhof“ sich 
aus dem Gebäude zurückgezogen hat, ste-
hen nun die Räume der ehemaligen Bahn-
hofswirtschaft leer.

gez. Detlef Thomaszczyk   

Im Juni 1846, die Eisenbahnstrecke Wei-
ßenfels-Weimar war noch nicht freigege-
ben, da stellte die Direktion der Thürin-
gischen Eisenbahn-Gesellschaft Erfurt bei 
der Großherzoglich Sächsischen Landes-
direktion Weimar den Antrag auf Geneh-
migung einer Konzession zur Errichtung 
und Betreibung von Restaurationen (ohne 
Beherbergung und Ausspannung) für al-
le im Gebiet des Großherzogtums an der 
Thüringischen Eisenbahn liegende Bahn-
höfe und Anhaltestellen.
Zehn Tage nach Streckeneröffnung, die am 19. 
Dezember 1846 offi ziell gefeiert wurde, erhielt 
die Eisenbahn-Gesellschaft ihre Konzession.
Schon im ersten Bahnhofsgebäude, das ein 
Feuer am 25. September 1884 zerstörte, gab 
es  zwei Restaurationen bzw. Wartesäle, auf-
geteilt für Reisende der 1. und 2. Wagenklas-
se sowie  für die der 3. Klasse. 
Namen der Wirte, die als Pächter der Bahn-
hofswirtschaft in Erscheinung traten, sind 
erst ab dem Jahr 1870 bekannt, denn seit die-
sem Jahr gibt es das Apoldaer Adressbuch.
Paul Fischer machte den Anfang. Nach 
Emil Fritz und Gottfried Stolze, die jeweils 
fünf Jahre hierblieben, folgte 1880 Robert 
Ganz, einer mit Erfahrung in diesem Ge-
werbe, hatte er doch schon 10 Jahre in der 
Bahnhofswirtschaft Weida gearbeitet. Am 
Ende seiner 25 Dienstjahre standen bei 
ihm drei Kellner, ein Kutscher  sowie zwei 
Hausmädchen in Lohn und Brot.
Wie schon erwähnt, brannte der alte Bahn-
hof 1884 ab. An einen sofortigen Wieder-
aufbau war nicht zu denken, so musste 
Ersatz gefunden werden. Nach langem 
Suchen stieß man in Roßlau auf ein altes 
Bahnhofsgebäude, welches nicht mehr ge-
nutzt wurde. Dieses holte die Bahn nach 
Apolda und stellte es hier auf. 
Auch die von Robert Ganz nach dem 
Brand in einer Holzbaracke provisorisch 
weitergeführte Bahnhofswirtschaft fand 
darin ihren festen Platz, bis ihm 1890 im 
neu erbauten Bahnhof wieder zwei ordent-
liche, durch ein Küche getrennte Gasträu-
me zur Verfügung standen. 
Im Kriegsjahr 1917 waren die Verhältnisse  
alles andere als gut. Am Güterbahnhof hatte 

Aus dem Stadtarchiv: Apoldas Lokale und ihre Entwicklungsgeschichte

Die Apoldaer Bahnhofswirtschaft – 
früher Einnahmequelle für die Bahn
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Herzlichen Glückwunsch . . .

IM DEZEMBER

zum 99. Geburtstag
Frau Lisbeth Gottwald, Apolda

zum 97. Geburtstag
Frau Elsbeth Möbius, Apolda
Frau Gertrud Klingelstein, Apolda
Frau Irma Reißner, Apolda

zum 95. Geburtstag
Frau Margarete Schröder, Apolda
Herrn Karl Pokorny, Apolda

zum 92. Geburtstag
Frau Elisabeth Höhn, Apolda
Frau Gertrud Wollenhaupt, Apolda

zum 91. Geburtstag
Frau Helga Lösch, Apolda
Frau Martha Ehrhardt, Apolda

zum 90. Geburtstag
Frau Margarete Leichsenring, Apolda
Frau Walli Mallon, Ortsteil Utenbach
Frau Lotti Kirbst, Apolda

IM JANUAR

zum 101. Geburtstag
Frau Elsa Uschmann, Apolda
zum 100. Geburtstag
Frau Anna Koschnike, Apolda

zum 98. Geburtstag
Frau Irmgard Kirsche, Apolda
Frau Frida Hagen, Apolda

zum 96. Geburtstag
Frau Elisabeth Teichert, Apolda

zum 95. Geburtstag
Frau Annemarie Herrmann, Apolda
Herrn Walter Härtel, Apolda
Frau Hildegard Tänzer, Apolda

zum 94. Geburtstag
Frau Gertrud Gentsch, Apolda
Frau Hildegard Hansel, Apolda

zum 93. Geburtstag
Frau Margareta Böhme, Apolda
Frau Elisabeth Schröter, Apolda

zum 92. Geburtstag
Frau Vera Martin, Apolda
Frau Ella Wötzel, Apolda
Frau Hedwig Scheit, 
Ortsteil Herressen-Sulzbach

zum 91. Geburtstag
Frau Lieselotte Räbel, Apolda

zum 90. Geburtstag
Herrn Hermann Bege, Apolda
Frau Johanne Strauß, Apolda
Herrn Walter Weckert, Ortsteil Utenbach
Frau Marianne Schneider, Apolda
Frau Ursula Untermann, Apolda
Frau Elfriede Fuchs, Apolda
Frau Elfriede Böhme, Apolda
Frau Gertrud Funke, Apolda
Frau Marie Lips, Apolda
Herrn Josef Weiß, Apolda
Frau Ilse Richter, Apolda

. . . nachträglich 

an Familie
Wickler zum Sohn Eddy Edgar geb. am 23.11.2009
Hennig zum Sohn Tom geb. am 23.11.2009
Harras zur Tochter Emilia  geb. am 23.11.2009
Krumbholz zur Tochter  Celina Nicole  geb. am 24.11.2009
Hornbogen zur Tochter Charlotte Isabell geb. am 25.11.2009
Krug zur Tochter Maya geb. am 27.11.2009
Barthel zum Sohn Dean Martin geb. am 27.11.2009
Burbach zur Tochter Pauline und 
 zum Sohn Paul  geb. am 01.12.2009
Nitsch zur Tochter Mia Chantal Sophie  geb. am 02.12.2009
Kowol zum Sohn Leon geb. am 02.12.2009
Sandkaulen zum Sohn Mourice geb. am 03.12.2009
Hohmann  zur Tochter Sarah geb. am 06.12.2009
Richter  zum Sohn Nils Julian  geb. am 09.12.2009
Busse zum Sohn Theo Walter geb. am 11.12.2009
Kopold zum Sohn Kilian geb. am 13.12.2009
Stumpf zum Sohn Belá Gregor geb. am 15.12.2009
Träbert zur Tochter Kaisy Seraphine geb. am 17.12.2009
Zörner zum Sohn Bruno Kurt geb. am 18.12.2009
Brückner zur Tochter Melina Sophie geb. am 19.12.2009
Zakirov zur Tochter Hanim geb. am 23.12.2009
Müller zum Sohn Julien Jace geb. am 25.12.2009
Müller-Philipp  zum Sohn Linus geb. am 28.12.2009
Sennewald zum Sohn Lasse geb. am 29.12.2009
Beck  zum Sohn Felix geb. am 30.12.2009
Brauer  zur Tocher Emily Ida Samtens  geb. am 31.12.2009
Knorn zur Tochter Lucy geb. am 02.01.2010
Zimmermann zur Tochter Lina Jasmin geb. am 04.01.2010
Ritter  zum Sohn Silas Tomeo geb. am 04.01.2010
Kuhn zur Tochter  Selina geb. am 05.01.2010
Schmidt zum Sohn Hannes geb. am 07.01.2010
Zeitschel zum Sohn Finley Lukas geb. am 08.01.2010
Böge  zum Sohn Pascal geb. am 08.01.2010
Talke zur Tochter Ylva-Sophie geb. am 10.01.2010
Wild zur Tochter Abeeha geb. am 11.01.2010
Lange zur Tochter Annika geb. am 14.01.2010
Krause zum Sohn Karl geb. am 15.01.2010
Krämer zur Tochter Mia Melina geb. am 16.01.2010
Mosig zum Sohn Max geb. am 17.01.2010
Rauch zur Tochter Giuliana geb. am 19.01.2010
Zimmermann zur Tochter Lara geb. am 19.01.2010
Lischker zum Sohn Ole geb. am 19.01.2010
Hähnert zur Tochter Lea Magdalena geb. am 19.01.2010
Kullmann zur Tochter Melody geb. am 20.01.2010
Schimming zur Tochter Elena geb. am 20.01.2010
Sulze zur Tochter Hannah geb. am 21.01.2010
Knobloch zur Tochter Eva-Chantal geb. am 23.01.2010
Kunze zur Tochter Kim Nora geb. am 23.01.2010
Weber zur Tochter Elina  geb. am 23.01.2010
Höft zur Tochter Eva  geb. am 24.01.2010

. . . zum freudigen Ereignis

an
Daniela (geb.Schmolling) und Nico Böttcher am 18.12.2009
Silvana Löbel und Steven Klette am 18.12.2009
Annegret (geb. Linke) und Andreas Rösmann am 19.12.2009
Annette (geb. Koch) und Marc Cornelius am 21.12.2009
Nancy (geb. Beesen) und Michael Reibe am 22.12.2009

. . . zur Eheschließung

Tourist-Information Apolda
Bei uns können Sie regionale Geschenkartikel und 
Tickets für Veranstaltungen erwerben.
Tourist-Information Apolda, Rathaus, Markt 1, 99510 Apolda
Telefon: 03644 650100, Mail: touristinformation@apolda.de

Amtsblatt 01_2010.indd   9Amtsblatt 01_2010.indd   9 11.02.10   12:3311.02.10   12:33



APOLDAER AMTSBLATT 01/10 Seite 10

Nichtamtlicher Teil: Vereinsnachrichten

Mit dem Europäischen Freiwilligendienst 
(EFD) können sich junge Leute als Freiwil-
lige für eine Dauer von 6 bis 12 Monaten in 
einem gemeinnützigen Projekt im Ausland 
engagieren.
Geboten wird die Möglichkeit, ein anderes 
Land, eine andere Kultur und eine andere 
Sprache intensiv kennen zu lernen. Nicht 
als Arbeitnehmer oder Zivildienstleisten-
der, nicht als professioneller Erzieher oder 
Betreuer, sondern als Freiwillige/r auf Ta-
schengeldbasis und auf begrenzte Zeit. 
Für Jugendliche mit erhöhtem Förderbe-
darf ist der Europäische Freiwilligendienst 
von 2 Wochen bis 6 Monaten vorgesehen.
Aktuell werden Jugendliche (18-25, keine 
Vorkenntnisse) für folgendes Projekt gesucht:
Ökologische Landwirtschaft, Umweltpo-
litische Workshops, Kulturelle Aktionen
Ort: Ökobauernhof in einem Natur-
schutzgebiet in Portela Vale de Espinho/
Portugal

• Landwirtschaftliche Arbeiten, Hand-
werkliche Arbeiten an den Gebäuden

• Vogel-Observation, Begleitung von 
Besuchern (Schulklassen), Recycling 
Workshops

Arbeiten, wo andere Urlaub machen. 
Geht nicht? Geht doch!

Zeitraum: 
22. Februar bis 23. März 2010 (ein Monat)
Kosten: keine, da Vollfi nanzierung durch 
EU-Förderprogramm JUGEND in Aktion
Recycling Kunst, Umweltpolitische 
Workshops, Kulturelle Aktionen
Ort: Gemeinde Emmaüs Tarnos / Frankreich

• Skulpturen bauen aus Metallsamm-
lung, Recycling Workshops

• Hilfen im Second-Hand-Laden und 
Gemeinschaftsküche

Zeitraum: 25. Juli bis 25. August 2010 
(ein Monat)
Kosten: keine, da Vollfi nanzierung durch 
EU-Förderprogramm JUGEND in Aktion
Informationen und Beratung bekommst Du 
in der Jugendbegegnungsstätte Katharinen-
weg.
Wir freuen uns auf Deinen Anruf oder Be-
such!
Jugendbegegnungsstätte Katharinenweg 
in Trägerschaft des IFAP e.V.
Katharinenweg 43, 99510 Apolda, Tel.: 
03644 560075, E-Mail: evs@ifap-apolda.de

Faschings-
veranstaltungen 

2010 
Faschingsregionalverein (FRA)
Samstag, 13. Februar
13.00 Uhr Faschingsumzug
 Innenstadt
Sonntag, 14. Februar
14.00 Uhr Kindersauser 
 Stadthalle
Dienstag, 16. Februar
14.00 Uhr Rentnersauser  
 mit Ronny Weiland
 Stadthalle

Apoldaer Faschingsclub (AFC)
Samstag, 13. Februar
19.11 Uhr Großer Sauser 
 Stadthalle
Montag, 15. Februar
19.11 Uhr Rosenmontag
 Stadthalle

Faschingsfreunde Gramont (FFG)
Samstag, 13. Februar
19.11 Uhr Fasching
 Pfi ffelbach

Faschingsclub Tramps (FCT)
Samstag, 13. Februar
19.11 Uhr Fasching
 Bowlingbahn
 Weimarer Berg

Lindwurm Faschingsclub (LFC)
Samstag, 13. Februar
20.00 Uhr Bluesfasching
 Tiefgarage Brauhof

Kinderfreizeitzentrum „Lindwurm“ 
Samstag, 13. Februar
16.30 Uhr Kinderfasching
 Saal Feuerwehr

Das Jahresheft 2009 der „Apolda-
er Heimat“ ist im Dezember er-
schienen und kann zum Preis von 

5,00 EUR u. a. erworben werden bei Buch-
Habel, in der Tourist-Information und im 
Glockenmuseum. 
Auf 71 Textseiten sind 11 interessante Bei-
träge enthalten. Darunter werden beson-
ders Themen betrachtet, die uns im Jahre 
2009 besonders betrafen:
• die Ereignisse der friedlichen Revolution 

in Apolda vor 20 Jahren,
• die Situation in Apolda zu Beginn des 2. 

Weltkrieges vor 70 Jahren, 
• das Ende des Großherzogtums Sachsen-

Weimar-Eisenach vor 90 Jahren, 
• das Erscheinen des ersten Michel-Kata-

logs in Apolda vor 100 Jahren, 
• die Gründung von Wilhelm und Louis 

Zimmermanns Realschule vor 150 Jahren, 
• Christian Zimmermanns Geburtstag vor 

250 Jahren, 
• die Einweihung des Apoldaer Rathauses 

vor 450 Jahren. 
Dabei wird an wichtige Personen 
erinnert, die entweder in Apolda 
geboren sind oder in besonderer 
Weise mit Apolda verbunden wa-
ren:
• Christian Zimmermann hatte als 

Verleger maßgeblich die Entwick-
lung des Textilgewerbes in Apol-
da gefördert,

Apoldaer Kulturverein e. V.

Apoldaer Heimat 2009 erschienen
• August Baudert hatte als Mitglied des 

Gemeinderats Apolda, des Landtages, 
des Reichstages und zuletzt der Thürin-
ger Regierung stark die Entwicklung der 
Demokratie beeinfl usst,

• Hugo Michel ist der Vater des Michel-
Katalogs und damit bis heute die wich-
tigste Autorität unter den Philatelisten, 

• Carl Conrad Schneider hat nach seiner 
Auswanderung in die USA als hervor-
ragender Ingenieur wichtige Eisenbahn-
brücken konstruiert und bauen lassen, 

• Karl-Heinz Bettenstädt war viele Jahre 
im Stadtarchiv und Kreisarchiv tätig und 
hat in einer Vielzahl von Beiträgen die 
Geschichte von Apolda aufgearbeitet. 

Zudem werden markante Apoldaer Ge-
bäude vorgestellt:
• die Entwicklung von Wilhelm und Louis 

Zimmermanns Realschule über das Re-
algymnasium, die Oberschule „Geschwi-
ster Scholl“ und Grundschule bis zum 
Auszug 2008, 

• die Sanierung und neue 
Nutzung des Apoldaer 
Schlosses, 

• das Apoldaer Rathaus mit 
einer Wohnung für den Rat-
stürmer und Stadtmusikus. 

Mit den Glocken der Luther-
kirche wird die Reihe über die 
in Apolda vorhandenen Glo-
cken abgeschlossen. 

am Samstag, den 6. März 2010
in der Zeit von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
im KFZ „Lindwurm“, Reuschelstraße 3.

Phantasievolle Osterdekorationen aus der 
Holzwerkstatt, der Keramikwerkstatt und 
aus der Kreativwerkstatt; kreative österli-
che Basteleien mit Weidenruten unter An-
leitung einer Mitarbeiterin des Apoldaer 
toom- Marktes gestalten.

Schloß Kromsdorf kreativ e.V.,
Kinderfreizeitzentrum „Lindwurm“, 
Reuschelstraße 3,  99510 Apolda, 
Tel. 03644 563012, 
kfz-lindwurm@versanet.de 

Familien-, 
Spiel- und Basteltagteltag
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Durch den Direktor des Amtsgerichtes 
Apolda wurden für die Schiedsstelle Apol-
da folgende Schiedspersonen in das Amt 
berufen und zur Ausübung verpflichtet:

Frau Annelotte Heilek,
Müllerstr. 13, 99510 Apolda

und
Frau Hannelore Schreyl, 
Hugo-Michel-Str. 4, 99510 Apolda.

Der Sitz der Schiedsstelle Apolda ist Markt 
1 in 99510 Apolda. Der Schriftverkehr mit 
den Schiedspersonen ist unter der An-
schrift des Sitzes zu führen.

gez. Rüdiger Eisenbrand/Bürgermeister

Neue Schiedspersonen

 Dokumente können 
abgeholt werden

Die im Bürgerbüro der Stadt Apolda 
bis zum 21. Januar 2010 beantrag-
ten Personalausweise und bis zum
21. Januar 2010 beantragten Reisepässe 
liegen zur Abholung bereit.
gez. Rüdiger Eisenbrand/Bürgermeister

Landratsamt Weimarer Land, Der Landrat, Bahnhofstraße 28, 99510 Apolda

Ortsteilbürgermeisterwahl im Ortsteil Ober-
roßla/Rödigsdorf der Stadt Apolda;

Festsetzung des Wahltermins
Hiermit gibt das Landratsamt Weimarer 
Land bekannt:
Für die Neuwahl des/der Ortsteilbürger-
meisters/-in im Ortsteil Oberroßla/Rö-
digsdorf der Stadt Apolda wurde durch 

das Landratsamt Weimarer Land als Wahl-
termin:

Sonntag, der 18. April 2010
festgesetzt.
gez. Münchberg/Landrat

Für die Ortsteilbürgermeisterwahl Ober-
roßla/Rödigsdorf am 18. April 2010 ist ein 
Wahlvorstand zu besetzen.
Gemäß § 5 Abs. 2 Thüringer Kommunal-
wahlgesetz (ThürKWG) sollen bei der 
Aufstellung der Wahlvorstände für die 
Kommunalwahlen die in der Stadt Apolda 
vertretenen Parteien und Wählergruppen 
berücksichtigt werden.
Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahl-
vorsteher, seinem Stellvertreter und mehre-
ren Wahlberechtigten als Beisitzern. (Anmer-
kung: Wahlberechtigte bedeutet, dass sie in 
dem Fall ihren Hauptwohnsitz in dem Orts-

teil Oberroßla/Rödigsdorf haben müssen.) 
Beauftragte für Wahlvorschläge und deren 
Stellvertreter sowie Bewerber eines Wahl-
vorschlages dürfen gemäß  § 5 Abs. 2 Thü-
ringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) 
nicht Mitglied des Wahlvorstandes sein.
Ich rufe deshalb alle in der Stadt Apolda 
vertretenen Parteien und Wählergruppen 
auf, Vorschläge für die Besetzung der 
Wahlvorstände zu unterbreiten. 
Darüber hinaus rufe ich alle interessier-
ten Bürgerinnen und Bürger auf, ihre Be-
reitschaft für die ehrenamtliche Tätigkeit 
im Wahlvorstand zu erklären.

Die Vorschläge der Parteien und Wähler-
gruppen sowie die Bereitschaftserklärungen 
von Bürgerinnen und Bürgern zur ehren-
amtlichen Mitarbeit im Wahlvorstand sind 
unter Angabe von Vor- und Nachnamen, Ge-
burtsdatum und Anschrift bis 12. März 2010 
an die Stadtverwaltung Apolda, Wahlleiter, 
Markt 1, 99510 Apolda, oder per Email an 
buergermeister@apolda.de zu richten oder 
können im Rathaus, Zimmer 12, Markt 1, 
99510 Apolda, abgegeben werden.
Für Ihr Verständnis und Ihre Bereitschaft 
bedanke ich mich vorab.

gez. Rüdiger Eisenbrand/Bürgermeister

Der gemäß § 4 Abs. 1 Thüringer Kommu-
nalwahlgesetz (ThürKWG) zu bildende 
Wahlausschuss für die Ortsteilbürgermeis-
terwahl am 18. April 2010 wird aus dem 
Wahlleiter als Vorsitzenden und vier Wahl-
berechtigten als Beisitzer bestehen.
Die Beisitzer werden vom Vorsitzenden 
aus den verschiedenen in der Stadt Apolda 
vertretenen Parteien und Wählergruppen 
auf deren Vorschlag berufen. 
Für jeden Beisitzer ist ein Stellvertreter zu 
benennen.
Hiermit fordere ich die in der Stadt Apolda 
vertretenen Parteien und Wählergruppen 
auf, mir bis zum 26. Februar 2010 schrift-

lich Vorschläge – unter Angabe des Vor- 
und Nachnamens, des Geburtsdatums 
und der Anschrift – für die Beisitzer und 
deren Stellvertreter zu unterbreiten.
Die Vorschläge sind an den Wahlleiter (Bür-
germeister) der Stadt Apolda,  Markt 1, 
99510 Apolda, zu richten oder können per-
sönlich im Rathaus, Zimmer 12, Markt 1, 
99510 Apolda, übergeben werden.
Bewerber, Beauftragte für Wahlvorschlä-
ge und deren Stellvertreter (vergl. §§ 15, 
16 ThürKWG) dürfen nicht Beisitzer oder 
Stellvertreter im Wahlausschuss sein.
Gemäß § 1 Abs. 1 Thüringer Kommu-
nalwahlordnung (ThürKWO) sollen die 

Beisitzer und deren Stellvertreter entspre-
chend der Bedeutung der Parteien und 
Wählergruppen im Wahlausschuss vertre-
ten sein, wonach insbesondere die Partei-
en und Wählergruppen CDU, Die LINKE., 
Freie Wähler und SPD zur Einreichung 
von Vorschlägen aufgerufen werden (Er-
gebnisse der letzten Kommunalwahlen).
Schlagen die Parteien und Wählergruppen 
nicht genügend Personen für die Berufung 
der Beisitzer und deren Stellvertreter vor, 
so beruft der Vorsitzende die fehlenden 
Beisitzer und Stellvertreter aus den Wahl-
berechtigten der Stadt Apolda.

gez. Rüdiger Eisenbrand/Wahlleiter

Öffentliche Bekanntmachung zur Einreichung von Vorschlägen für 
die Beisitzer und deren Stellvertreter im Stadtwahlausschuss 

für die Ortsteilbürgermeisterwahl Oberroßla/Rödigsdorf

Aufstellung eines Wahlvorstandes für die Ortsteilbürgermeisterwahl 
Oberroßla/Rödigsdorf

Bekanntmachung zur Wahl des Ortsteilbür-
germeisters in Oberroßla/Rödigsdorf 

am 18. April 2010
In Vorbereitung der bevorstehenden Ortsteilbürgermeisterwahl gilt folgende Einwohner-
zahl im Ortsteil Oberroßla/ Rödigsdorf zum Stand 30.06.2009:

Ortsteil  Einwohner

Oberroßla/Rödigsdorf  986

                                                                                Quelle: Melderegister der Stadt Apolda

gez. Rüdiger Eisenbrand/Wahlleiter
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1. Im Ortsteil mit Ortsteilverfassung Ober-
roßla/Rödigsdorf der Stadt Apolda 
wird am 18. April 2010  ein Ortsteilbür-
germeister als Ehrenbeamter der Stadt 
Apolda gewählt. 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder 
Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 
2 ThürKWG wählbar, der am Wahl-
tag das 21. Lebensjahr vollendet und 
seit mindestens sechs Monaten seinen 
Aufenthalt in dem Ortsteil mit Orts-
teilverfassung hat; der Aufenthalt in 
dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im 
Gebiet  des Ortsteils mit Ortsteilver-
fassung gemeldet ist. Bei mehreren 
Wohnungen ist die Hauptwohnung 
im Sinne des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union besitzen, sind unter 
denselben Bedingungen wahlberech-
tigt und wählbar wie Deutsche.

 Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland: 

 Königreich Belgien, Republik Bulga-
rien, Königreich Dänemark, Republik 
Estland, Republik Finnland, Franzö-
sische Republik, Hellenische Republik 
(Griechenland), Irland, Italienische 
Republik, Republik Lettland, Republik 
Litauen, Großherzogtum Luxemburg, 
Republik Malta, Königreich der Nie-
derlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, 
Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Repu-
blik, Königreich Spanien, Tschechische 
Republik, Republik Ungarn, Vereinigtes 
Königreich Großbritannien und Nordi-
rland sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Rich-
terspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befi ndet.

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außer-
dem nicht gewählt werden, wer nicht 
die Gewähr dafür bietet, dass er jeder-
zeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundge-
setzes und der Landesverfassung eintritt. 
Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im 
Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach 
den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Be-
werber für das Amt des Ortsteilbürger-
meisters hat für die Zulassung zur Wahl 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffi zieller Mitarbeiter mit dem Ministe-

rium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengear-
beitet hat; er muss ferner erklären, dass 
er mit der Einholung der erforderlichen 
Auskünfte, insbesondere beim Landes-
amt für Verfassungsschutz sowie beim 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehema-
ligen DDR einverstanden ist und ihm die 
Eignung für eine Berufung in ein Beam-
tenverhältnis nach den für Beamte des 
Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des 
Ortsteilbürgermeisters können von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes, Wählergruppen und 
Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen wird hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder 
jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur ei-
nen Bewerber enthalten darf und dem 
eine Erklärung des Bewerbers nach § 
24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen 
ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; 
er muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen, sofern er Bewerber 
im Wahlvorschlag einer Partei oder 
Wählergruppe ist.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder 
Wählergruppe muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 
oder der Wählergruppe als Kennwort 
tragen; dem Kennwort kann eine wei-
tere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterschei-
dung der Wahlvorschläge erforder-
lich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran 
beteiligter Parteien oder Wählergrup-
pen tragen. Die Wahlvorschläge von 
Parteien und Wählergruppen müssen 
die Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten tragen, die nicht Bewerber 
des Wahlvorschlags sind. Jede Person 
darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeich-
nungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig. 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Be-
auftragter und ein Stellvertreter zu 
bezeichnen. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als 
sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauf-
tragter und nicht auch der Stellvertre-
ter bezeichnet, dann ist der erste Un-
terzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer 
Kommunalwahlgesetz nichts anderes 

bestimmt ist, sind nur der Beauftragte 
und bei seiner Verhinderung sein Stell-
vertreter berechtigt, verbindliche Erklä-
rungen zum Wahlvorschlag abzugeben 
und entgegenzunehmen. Im Zweifels-
fall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung 
der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber dem Wahl-
leiter der Gemeinde abberufen und 
durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder 
Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden 

Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburts-

datum, Beruf und Anschrift des 
Bewerbers,

c) die Bezeichnung des Beauftragten 
und seines StelIvertreters,

d) die Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten unter Angabe ihres 
Vor- und Nachnamens, ihres Ge-
burtsdatums und ihrer Anschrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder 
Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:

 Die Erklärungen des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 6a zur Thür-
KWO, dass er nicht für dieselbe Wahl 
in einem anderen Wahlvorschlag als 
Bewerber aufgestellt ist, dass er der 
Aufnahme in dem Wahlvorschlag zu-
stimmt sowie die Erklärung des Bewer-
bers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewer-
bers muss nach dem Muster der Anla-
gen 7 und 7a zur ThürKWO den Nach-
namen des Bewerbers als Kennwort, 
den Vornamen, das Geburtsdatum, den 
Beruf und die Anschrift des Bewer-
bers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und 
der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberech-
tigten tragen, wie weitere Mitglieder 
des Ortsteilrats zu wählen sind, d.h. für

 Oberroßla/Rödigsdorf 30 Unterschriften.
 Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbür-

germeister als Einzelbewerber, sind 
keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewer-
bers sind als Anlage beizufügen:

 Die Erklärung des Einzelbewerbers 
nach dem Muster der Anlage 6a zur 
ThürKWO, dass er nicht für dieselbe 
Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als 
Bewerber aufgestellt ist sowie die Erklä-
rung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG.

2. Der von einer Partei oder einer Wähler-
gruppe aufgestellte Bewerber muss in 
einer zu diesem Zweck einberufenen 

Öffentliche Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters

in Oberroßla/ Rödigsdorf am 18. April 2010
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Versammlung von den wahlberech-
tigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der 
Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versamm-
lung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. 
Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten Wahl-
vorschlagsträger durchzuführen. Der 
Bewerber kann auch durch eine Ver-
sammlung von Delegierten, die von 
den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe aus der 
Mitte einer vorgenannten Mitglieder-
versammlung zu diesem Zweck ge-
wählt worden sind, in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Wahl des Bewerbers, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung sowie die Zahl der Anwe-
senden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Ver-
sammlungsleiter und zwei weitere Teil-
nehmer der Versammlung gegenüber 
dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass 
jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung vorschlagsberechtigt war 
und den Bewerbern Gelegenheit gege-
ben wurde, sich und ihre Ziele der Ver-
sammlung in angemessener Zeit vorzu-
stellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist 
zur Abnahme einer solchen Versiche-
rung an Eides statt zuständig; er gilt in-
soweit als zuständige Behörde im Sinne 
des § 156 des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wäh-
lergruppen, die nicht aufgrund eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundes-
tag, im Thüringer Landtag, im Kreistag 
des Landkreises, in dem die Gemeinde 
liegt, oder im Stadtrat der Stadt Apolda 
vertreten sind, müssen neben den Un-
terschriften von zehn Wahlberechtigten, 
die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich 
von viermal soviel Wahlberechtigten un-
terstützt werden wie weitere Mitglieder 
des Ortsteilrats zu wählen sind,  d.h. für

 Oberroßla/Rödigsdorf 24 Unterschriften.
3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur 

als Wahlvorschlagsträger eines gemein-
samen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
im Stadtrat vertreten ist, benötigt bei Ein-
reichung eines eigenen einzelnen Wahl-
vorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungs-
unterschriften von viermal soviel Wahl-
berechtigten wie Ortsteilratsmitglieder 
zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahl-
vorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinde-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununter-

brochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit 
einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag 
keiner Unterstützungsunterschriften be-
dürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreis-
tag des Landkreises, in dem die Gemeinde 
liegt, oder im Stadtrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind 
stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten 
oder neuen Namen einen Wahlvor-
schlag einreicht, es sei denn, dass die 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahl-
vorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürK-
WG) bereits Bewerber oder Unterzeich-
ner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur 
Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einrei-
chung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der Stadtverwaltung 
Apolda im Bürgerbüro, Am Stadthaus 
1, 99510 Apolda, bis zum 15. März 2010, 
18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Anga-
be ihres Vor- und Nachnamens, ihrer 
Anschrift und ihres Geburtsdatums ein-
zutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung 
von Unterstützungsunterschriften wird 
vom Wahlleiter mit dem Wahlvorschlag 
verbunden und unverzüglich nach Ein-
reichung des Wahlvorschlags während 
der Sprechzeiten des Bürgerbüros der 
Stadtverwaltung Apolda, jeweils
Mo 08.00 - 17.00 Uhr

(15. März 2010 bis 18.00 Uhr) 
Die 08.00 - 17.00 Uhr 
Mi 08.00 - 17.00 Uhr 
Do 08.00 - 19.00 Uhr 
Fr 08.00 - 14.00 Uhr 
Sa 09.00 - 12.00 Uhr

 im Bürgerbüro, Am Stadthaus 1, 99510 
Apolda, ausgelegt. 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, 
dass sie wegen Krankheit oder einer kör-
perlichen Beeinträchtigung nicht oder nur 
unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum 
bei der Stadtverwaltung Apolda aufzu-
suchen, erhalten auf Antrag einen Ein-
tragungsschein. Die Eintragung kann in 
diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf 
dem Eintragungsschein ihre Unterstüt-
zung eines bestimmten Wahlvorschlags 
erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, 
die Eintragung im Eintragungsraum für 
sie vorzunehmen; die wahlberechtigte 
Person hat auf dem Eintragungsschein 
an Eides statt zu versichern, dass die 
Voraussetzungen für die Erteilung eines 
Eintragungsscheins vorliegen. 

 Von der Leistung von Unterstützungs-
unterschriften ausgeschlossen sind Be-
werber von Wahlvorschlägen für die 
dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, 
die sich für dieselbe Wahl bereits in 
eine andere Unterstützungsliste ein-
getragen haben oder einen Wahlvor-
schlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften kön-
nen nicht zurückgenommen werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzel-
bewerbers noch nicht die erforderliche 
Zahl an Unterschriften, so wird dieser 

Wahlvorschlag ebenfalls vom Wahlleiter 
mit einer Liste zur Leistung der noch er-
forderlichen Unterschriften [Anlage 7a 
zur ThürKWO] verbunden und unver-
züglich nach Einreichung des Wahlvor-
schlages ausgelegt. Die Ausführungen 
unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühe-
stens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 
5. März 2010 bis 18.00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim 
Wahlleiter der Stadt Apolda, Rathaus, 
Zimmer  12, Markt 1, 99510 Apolda, ein-
zureichen. Eingereichte Wahlvorschläge 
können nur bis zum 5. März 2010 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung des Beauftragten des Wahl-
vorschlags und der Mehrheit der übrigen 
Unterzeichner des Wahlvorschlags oder 
durch schriftliche Erklärung des Einzel-
bewerbers zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt 
kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird 
die Wahl ohne Bindung an einen vorge-
schlagenen Bewerber durchgeführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge 
werden vom Wahlleiter unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu 
beseitigen. Mängel der Wahlvorschlä-
ge müssen spätestens am 15. März 
2010 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 
16. März 2010 tritt der Wahlausschuss 
zusammen und beschließt, ob die ein-
gereichten Wahlvorschläge den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahl-
ordnung gestellten Anforderungen 
entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert 
er die Wählbarkeit nach der Zulassung 
des Wahlvorschlages, aber vor der 
Wahl, so fi ndet die Wahl nicht statt.

7. Status- und Funktionsbezeichnungen 
gelten jeweils in männlicher und weib-
licher Form.

Der Wahlleiter

gez. Rüdiger Eisenbrand

Hinweis:
Im Interesse der Vollständigkeit der bei der 
Einreichung von Wahlvorschlägen erforder-
lichen Angaben, zur Vermeidung von Män-
geln und zur Vereinfachung der Tätigkeit 
des Wahlausschusses bei der Beschlussfas-
sung über die Zulassung der eingereichten 
Wahlvorschläge empfehle ich die Verwen-
dung einheitlicher Vordrucke:
- Niederschrift über den Verlauf der Ver-

sammlung zur Aufstellung der Bewerber 
(incl. der Versicherungen an Eides statt),

- Wahlvorschlag der Partei oder Wähler-
gruppe,

- Wahlvorschlag des Einzelbewerbers,
- Erklärungen des Bewerbers.
Die Vordrucke werden ab sofort beim 
Wahlleiter  der Stadt Apolda, Rathaus, 
Zimmer  12, Markt 1, 99510 Apolda, zu 
den üblichen Sprechzeiten der Stadtver-
waltung Apolda ausgereicht.
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I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende 
im Gebiet der Stadt Apolda gelegene und 
von ihr verwaltete Friedhöfe:
Hauptfriedhof: Apolda
Friedhöfe in - Nauendorf
den Ortsteilen - Zottelstedt
 - Herressen-Sulzbach
 - Oberndorf
 - Oberroßla/Rödigsdorf
 - Schöten
 - Utenbach

§ 2 Friedhofszweck

(1) Sämtliche Friedhöfe sind eine nicht rechts-
fähige Anstalt der Stadt Apolda. Sie die-
nen der Bestattung und der Pfl ege der 
Gräber im Andenken an die Verstorbenen.

(2) Gestattet ist die Bestattung derjenigen 
Personen, die bei ihrem Ableben Ein-
wohner der Stadt Apolda waren oder 
ein Recht auf Benutzung einer Grabstät-
te auf einem Friedhof hatten oder inner-
halb des Stadtgebietes verstorben sind 
und nicht auf einem Friedhof außerhalb 
der Stadt Apolda beigesetzt werden.

 Die Bestattung der Einwohner erfolgt 
in der Regel auf dem Friedhof der Stadt 
bzw. desjenigen Ortsteiles, in dem sie 
zuletzt ihren Wohnsitz hatten.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf 
der vorherigen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. Ein Rechtsanspruch auf 

Friedhofssatzung der Stadt Apolda
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 der Thüringer Kommunalordnung -ThürKO- in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28.Januar 
2003 (GVBl. S. 41 ff.), zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung vom 8. April 2009 
(GVBl. S. 345 ff.), sowie des § 33 des Thüringer Bestattungsgesetzes vom 19. Mai 2004 (GVBl. S. 505 ff.), erlässt die Stadt Apolda folgende 
Satzung:

Inhaltsverzeichnis
Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen
Abschnitt II Ordnungsvorschriften
Abschnitt III Bestattungsvorschriften
Abschnitt IV Grabstätten
Abschnitt V Gestaltung der Grabstätten
Abschnitt VI Grabmale und bauliche 
 Anlagen
Abschnitt VII Herrichtung und Pfl ege 
 der Grabstätten
Abschnitt VIII Leichenhallen
 und Trauerfeiern
Abschnitt IX Schlussvorschriften

Abschnitt I – Allgemeine Bestimmungen
§  1 Geltungsbereich
§  2 Friedhofszweck
§  3 Bestattungsbezirke
§  4 Schließung und Entwidmung

Abschnitt II – Ordnungsvorschriften
§  5 Öffnungszeiten
§  6 Verhalten auf dem Friedhof
§  7 Gewerbliche Betätigung auf dem  
Friedhof

Abschnitt III – Bestattungsvorschriften
§  8  Anzeigepfl icht und Bestattungszeit
§  9 Särge und Urnen
§ 10 Ausheben der Gräber
§ 11 Ruhezeit
§ 12 Umbettungen

Abschnitt IV – Grabstätten
§ 13 Arten der Grabstätten
§ 14  Erdreihengrabstätten
§ 15 Erdwahlgrabstätten
§ 16  Urnengrabstätten
§ 17 Ehrengrabstätten

Abschnitt V – Gestaltung der Grabstätten
§ 18 Abteilungen mit allgemeinen und 
 zusätzlichen Gestaltungsvorschriften
§ 19  Allgemeine Gestaltungsvorschriften

Abschnitt VI – Grabmale und bauliche 
Anlagen
§ 20 Abteilungen mit allgemeinen 
 Gestaltungsvorschriften
§ 21 Abteilungen mit zusätzlichen 
 Gestaltungsvorschriften
§ 22 Zustimmung
§ 23 Anlieferung

§ 24 Ersatzvornahme
§ 25  Fundamentierung und Befestigung
§ 26  Unterhaltung
§ 27  Entfernung

Abschnitt VII – Herrichtung und Pfl ege 
der Grabstätten
§ 28  Herrichtung und Unterhaltung
§ 29 Abteilungen ohne besondere
 Gestaltungsvorschriften
§ 30  Abteilungen mit zusätzlichen 
 Gestaltungsvorschriften
§ 31  Vernachlässigung der Grabpfl ege

Abschnitt VIII – Leichenhallen- und 
Trauerfeiern
§ 32  Benutzung der Leichenhalle
§ 33  Trauerfeier

Abschnitt IX – Schlussvorschriften
§ 34  Alte Rechte
§ 35  Haftung
§ 36  Ordnungswidrigkeiten
§ 37  Gebühren
§ 38  Gleichstellungsklausel
§ 39  Inkrafttreten

Erteilung der Zustimmung besteht nicht.

§ 3 Bestattungsbezirke

(1) Das Stadtgebiet wird in folgende Be-
stattungsbezirke eingeteilt.
a) Bestattungsbezirk Hauptfriedhof 

Apolda, Oststraße 50, 
umfasst das gesamte Stadtgebiet 
Apolda, ausgenommen die Ortsteile,

b) Bestattungsbezirk Nauendorf
umfasst den Ortsteil Nauendorf,

c) Bestattungsbezirk Zottelstedt
umfasst den Ortsteil Zottelstedt,

d) Bestattungsbezirk 
Herressen-Sulzbach
umfasst den Ortsteil Herressen-
Sulzbach mit den Friedhöfen in 
Herressen und in Sulzbach,

e) Bestattungsbezirk 
Oberroßla/Rödigsdorf
umfasst den Ortsteil Oberroßla/
Rödigsdorf mit den Friedhöfen in 
Oberroßla und in Rödigsdorf,

f) Bestattungsbezirk Oberndorf
umfasst den Ortsteil Oberndorf,

g) Bestattungsbezirk Schöten
umfasst den Ortsteil Schöten,

h) Bestattungsbezirk Utenbach
umfasst den Ortsteil Utenbach.

(2) Die Verstorbenen werden auf dem 
Friedhof des Bestattungsbe zirkes be-
stattet, in dem sie zuletzt ihren Wohn-
sitz hatten. Etwas anderes gilt, wenn
a) ein Nutzungsrecht an einer be-

stimmten Grabstätte auf einem an-
deren Friedhof besteht,

b) Eltern, Kinder oder Geschwister auf 
einem anderen Friedhof bestattet sind,

c) der Verstorbene in einer Grabstät-
te mit allgemeinen Ge staltungs-
vorschriften beigesetzt werden soll 
und solche Grabstätten auf dem 
Friedhof des Bestattungsbezirkes 
nicht zur Verfügung stehen.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnah-
men zulassen.

§ 4 Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können 
aus wichtigem öffentli chem Grund für 
weitere Bestattungen, Bestattungs- oder 
Grabstättenarten gesperrt (Schließung) 
oder einer anderen Verwendung zuge-
führt (Entwidmung) werden.

(2) Durch die Schließung wird die Möglich-
keit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. 
Soweit durch Schließung das Recht auf 
weitere Bestattungen in Erdwahlgrab-
stätten/Urnenwahlgrab stätten erlischt, 
wird dem Nutzungsberechtigten für die 
restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines 
weiteren Bestat tungsfalles auf Antrag eine 
andere Erdwahlgrabstätte/Urnenwahl-
grabstätte zur Verfügung gestellt. 

(3) Außerdem kann er die Umbettung bereits 
bestatteter Leichen verlangen, falls die 
Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist.

(4) Durch die Entwidmung geht die
Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestät-
te der Toten verloren. Die in Erdreihen-
grabstätten/Urnenreihengrabstätten 
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Bestatteten werden, falls die Ruhe zeit 
noch nicht abgelaufen ist, die in Erd-
wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstät-
ten Bestatteten, falls die Nutzungszeit 
noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten 
der Stadt Apolda in andere Grabstätten 
umgebettet.

(5) Schließung oder Entwidmung werden 
öffentlich bekanntgegeben. Der Nut-
zungsberechtigte einer Erdwahlgrab-
stätte/Urnenwahlgrabstätte erhält au-
ßerdem einen schriftlichen Bescheid.

(6) Umbettungstermine werden einen Mo-
nat vorher öffentlich bekanntgemacht. 
Gleichzeitig sind sie bei Erdreihengrab-
stätten/Urnenreihengrabstätten einem 
Angehörigen des Verstorbenen, bei 
Erdwahlgrabstätten/Urnenwahlgrab-
stätten dem Nutzungsberechtigten mit-
zuteilen, wenn sein Aufenthalt bekannt 
oder ohne besonderen Aufwand zu er-
mitteln ist.

(7) Ersatzgrabstätten werden von der Stadt 
Apolda auf ihre Kosten in ähnlicher 
Weise wie die Grabstätten auf den ent-
widmeten oder geschlossenen Friedhö-
fen/Friedhofsteilen hergerichtet. Die 
Ersatzwahlgrabstätten werden Gegen-
stand des Nutzungsrechtes.

II. Ordnungsvorschriften
§ 5 Öffnungszeiten

Die Friedhöfe sind während der durch die 
Friedhofsverwaltung festge setzten Zeiten 
für den Besucherverkehr geöffnet. Die 
Öffnungszeiten werden durch Aushang 
an den Friedhofseingängen bekannt gege-
ben. Sonderregelungen können durch die 
Friedhofsverwaltung getroffen werden.

§ 6 Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder Friedhofsbesucher hat sich der 
Würde des Ortes entsprechend zu 
verhalten. Den Anordnungen des auf-
sichtsbefugten Friedhofpersonals ist 
Folge zu leisten.

Kinder unter zehn Jahren dürfen den 
Friedhof nur in Begleitung Erwachse-
ner betreten.

(2) Nicht gestattet ist, innerhalb des Fried-
hofs:
a) das Befahren der Wege mit Fahrzeu-

gen und Sportgeräten aller Art, so-
weit nicht eine besondere Erlaubnis 
hierzu erteilt ist, ausgenommen von 
diesem Verbot sind Kinder wagen 
und Rollstühle sowie Fahrzeuge der 
Friedhofsverwaltung,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche 
Dienst ohne vorherige Anzeige anzu-
bieten oder diesbezüglich zu werben,

c) an Sonn- und Feiertagen und in der 
Nähe einer Bestattung störende Ar-
beiten auszuführen,

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Be-
rechtigten bzw. ohne vorherige An-
zeige bei der Friedhofsverwaltung 
gewerbsmäßig zu fotografi eren oder 
zu fi lmen,

e) Druckschriften zu verteilen; ausge-
nommen Drucksachen, die im Rah-

men von Bestattungsfeiern notwen-
dig und üblich sind,

f) den Friedhof und seine Einrich-
tungen, Anlagen und Grabstätten zu 
verunreinigen oder zu beschädigen 
sowie Rasenfl ächen und Grabstät-
ten unberechtigterweise zu betreten 
oder zu befahren,

g) Abraum und Abfälle aller Art außer-
halb der hierfür vorgesehenen Plätze 
abzulegen,

h) Tiere mitzubringen, ausgenommen 
Blindenhunde,

i) jede missbräuchliche oder übermä-
ßige Benutzung der Wasserentnah-
mestelle,

j) elektroakustische Geräte wie Fernseh- 
und Rundfunkapparate oder andere 
Tonwiedergabegeräte zu benutzen,

k) Ablagerungen von Grün und Ast-
schnitt, Müll, Bauschutt und son-
stigen Stoffen, deren Entstehung 
nicht den Friedhöfen zugeordnet 
werden kann (illegale Entsorgung 
durch anschlusspfl ichtige Bürger) 
vorzunehmen,

l) Grabbepfl anzungen und Grabge-
hölze des Rahmengrüns zu stehlen.

Die Friedhofsverwaltung kann Aus-
nahmen zulassen, soweit sie mit dem 
Zweck des Friedhofs und der Ordnung 
auf ihm verein bar sind.

(3) Gedenkfeiern und andere, nicht mit 
einer Bestattung zusam menhängende 
Veranstaltungen bedürfen der Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung; sie 
sind spätestens eine Woche vor Durch-
führung anzumelden.

(4) Für die Anzeige nach Absatz 2 Buchsta-
ben b) und d) gelten die Bestimmungen 
des Thüringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (ThürVwVfG) zum Verfahren 
über die einheitliche Stelle (§§ 71a bis 
71e ThürVwVfG).

§ 7 Gewerbliche Betätigung 
auf dem Friedhof

(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestat-
ter und sonstige Ge werbetreibende ha-
ben die gewerbliche Tätigkeit auf den 
Friedhöfen der Friedhofsverwaltung 
vorher anzuzeigen.

(2) Der Friedhofsverwaltung ist mit der An-
zeige weiterhin nachzuweisen, dass der 
Gewerbetreibende einen für die Aus-
führung seiner Tätigkeit ausreichenden 
Haftpfl ichtversicherungs schutz besitzt.

(3) Auf Verlangen des Gewerbetreibenden 
stellt die Friedhofsverwaltung eine Be-
rechtigungskarte aus. Die Gewerbetrei-
benden haben für ihre Mitarbeiter einen 
Bedienstetenausweis auszu fertigen.

 Der Bedienstetenausweis und eine Ko-
pie der Anzeige ist dem aufsichtsbe-
rechtigten Friedhofpersonal auf Verlan-
gen vorzuzeigen.

(4) Die Gewerbetreibenden und ihre Mitar-
beiter haben die Fried hofssatzung und 
die dazu ergangenen Regelungen zu be-
achten. Die Betriebsinhaber haften für 

alle Schäden, die sie oder ihre Bedienste-
ten im Zusammenhang mit ihrer Tätig-
keit auf den Friedhöfen verursachen.

(5) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhö-
fen dürfen nur werktags während der 
von der Friedhofsverwaltung festge-
setzten Zeiten ausgeführt werden. Die 
Arbeiten sind eine halbe Stunde vor 
Ablauf der Dienstzeit der Friedhofs-
verwaltung zu beenden. Die Friedhofs-
verwaltung kann Verlängerungen der 
Arbeitszeiten zulassen.

(6) Die für die Arbeiten erforderlichen 
Werkzeuge und Materia lien dürfen 
auf den Friedhöfen nur vorübergehend 
an den von der Friedhofsverwaltung 
genehmigten Stellen gelagert werden. 
Nach Beendigung der Arbeiten sind die 
Arbeits- und Lager plätze wieder in ei-
nen ordnungsgemäßen Zustand zu ver-
setzen. Die Gewerbetreibenden dürfen 
auf den Friedhöfen keinerlei

(7) Abfall, Abraum-, Rest- und Verpa-
ckungsmaterial ablagern. Gewerbliche 
Geräte dürfen nicht an oder in den 
Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 
gereinigt werden.

(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Tä-
tigkeit der Gewerbetrei benden, die trotz 
Abmahnung gegen die Vorschriften der 
Friedhofssatzung verstoßen, oder bei 
denen die Voraussetzun gen des Abs. 2 
ganz oder teilweise nicht mehr gegeben 
sind, auf Zeit oder Dauer untersagen. 
Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 
die Abmahnung entbehrlich.

(9) Für die Durchführung von Verwal-
tungsverfahren nach Absatz 1 gelten 
die Bestimmungen des Thüringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (ThürV-
wVfG) zum Verfahren über die einheit-
liche Stelle (§§ 71a bis 71e ThürVwVfG).

III. Bestattungsvorschriften
§ 8 Anzeigepfl icht und Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach 
Eintritt des Todes bei der Friedhofsver-
waltung anzumelden. Der Anmeldung 
sind die erforderlichen Unterlagen bei-
zufügen und die Bestattungsart ist ver-
bindlich zu benennen.

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher 
erworbenen Erdwahlgrabstätte/Urnen-
wahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und 
Zeit der Bestattung im Benehmen mit 
den Angehörigen und gegebenenfalls 
der zuständigen Religions- oder Welt-
anschauungsgemeinschaft, der der 
Verstorbene angehörte, fest. Die Bestat-
tungen erfolgen regelmäßig an Werkta-
gen, Ausnahmen bedürfen der Geneh-
migung der Friedhofsverwaltung.

(4) Erdbestattungen und Einäscherungen 
müssen grundsätzlich innerhalb von 
zehn Tagen nach Feststellung des Todes 
erfolgen. Aschen müssen grundsätzlich 
innerhalb von sechs Monaten nach der 
Einäscherung bestattet werden. Verstor-
bene, die nicht binnen zehn Tagen und 
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Aschen, die nicht binnen sechs Mona-
ten beigesetzt sind, werden auf Kosten 
des Bestattungspfl ichtigen in einer Er-
dreihengrabstätte/einer Urnenreihen-
grabstätte/einer Urnengemeinschafts-
grabstätte bestattet/beigesetzt.

(5) Bei der Erdbestattung sind Särge zu ver-
wenden. Hiervon kön nen im Einzelfall 
aus wichtigen Gründen, insbesondere 
aus nachgewiesenen ethischen oder reli-
giösen Gründen, Ausnahmen durch die 
Ordnungsbehörde zugelassen werden, 
sofern öffentliche Belange nicht entge-
genstehen. Bei Bestattungen ohne Sarg 
kann der Bestattungspfl ichtige mit Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung das 
Bestattungspersonal stellen und hat gege-
benenfalls zusätzliche Kosten zu tragen.

(6) Soll eine Aschenbeisetzung erfolgen, so 
ist eine Bescheini gung über die Einä-
scherung vorzulegen.

§ 9 Särge und Urnen

(1) Die Särge müssen festgefügt und so 
abgedichtet sein, dass jedes Durchsi-
ckern von Feuchtigkeit ausgeschlossen 
ist. Särge, Sargausstattungen und Sar-
gabdichtungen dürfen nicht aus Kunst-
stoffen oder sonstigen nicht verrott-
baren Werkstoffen hergestellt sein.

(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 
0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m 
breit sein. Sind in Ausnahmefällen grö-
ßere Särge erforderlich, ist die Zustim-
mung der Friedhofsverwal tung bei der 
Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(3) Särge von Leibesfrüchten, Fehlgebore-
nen und Kindern, die bis zum vollende-
ten fünften Lebensjahr verstorben sind, 
dürfen höchstens 1,20 m lang, 0,35 m 
hoch und im Mittelmaß 0,50 m breit sein.

(4) Urnen und Überurnen müssen aus zer-
setzbarem/verrottbarem Material be-
stehen, die eine Zersetzung innerhalb 
der Ruhefrist von 15 Jahren gewährlei-
sten. Unzulässig sind Materia lien wie 
Stein, Keramik, Kunststoff.

(5) Särge und Urnen, die nicht dieser Sat-
zung entsprechen, können von der Fried-
hofsverwaltung zurückgewiesen werden.

§ 10 Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden von der Friedhofs-
verwaltung ausgehoben und wieder 
verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt 
von der Erdoberfl äche (ohne Hügel) bis 
zur Oberkante des Sarges mindestens 
0,90 m, bis zur Oberkante der Urne 
mindestens 0,50 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen 
voneinander durch mindestens 0,30 m 
starke Erdwände getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzube-
hör vorher entfernen zu lassen. Sofern 
beim Ausheben der Gräber Grabmale, 
Fundamente oder Grabzubehör durch 
die Friedhofsverwaltung entfernt werden 
müssen, sind die dadurch entstehenden 
Kosten durch den Nutzungsberechtigten 
der Friedhofsverwaltung zu erstatten.

(5) Werden bei der Wiederbelegung einer 
Grabstätte beim Ausheben Leichen-
teile, Sargteile oder sonstige Überreste 
gefunden, so sind diese sofort minde-
stens 0,30 m unter die Sohle des neuen 
Grabes zu verlegen.

§ 11 Ruhezeit

(1) Die Ruhezeit für Erdbestattungen be-
trägt 30 Jahre, für Ver storbene bis zum 
vollendeten fünften Lebensjahr 20 Jah-
re. Die Ruhezeit für Urnenbeisetzungen 
beträgt 15 Jahre.

(2) Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft 
gemäß dem Gräbergesetz in der jeweils 
gültigen Fassung haben dauerndes Ru-
herecht.

§ 12 Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich 
nicht gestört werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen 
bedürfen, unbeschadet der sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften, der vorhe-
rigen Zustim mung der Friedhofsver-
waltung. Die Zustimmung kann nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes auf 
Antrag erteilt werden. Umbettungen 
aus einer Erdreihengrabstätte/Urnen-
reihengrabstätte in eine andere Erdrei-
hengrabstätte/Urnenreihengrabstätte 
sind innerhalb der Stadt nicht zulässig. 
Umbettungen aus Urnengemeinschafts-
anlagen sind nicht zulässig. § 4 Abs. 2 
und 3 bleiben unberührt.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhan-
dene Leichen- und Aschenreste können 
nur mit vorheriger Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung in belegte Grab-
stätten umgebettet werden.

(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf 
Antrag. Antragsberechtigt ist bei Um-
bettungen aus Erdreihengrabstätten/
Urnenreihengrabstätten der verfü-
gungsberechtigte Angehörige des Ver-
storbenen, bei Umbettungen aus Erd-
wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstät-
ten der jeweilige Nutzungsberechtigte. 
Mit dem Antrag ist die Grabnummern-
karte nach § 14 Abs. 1 Satz 2, § 16 Abs. 
2 Satz 2, bzw. die Verleihungsurkunde 
nach § 15 Abs. 4, vorzulegen. In den 
Fällen des § 31 Abs. 1 Satz 4 und bei 
Entziehung von Nutzungsrechten gem. 
§ 31 Abs. 2 Satz 2 können Leichen oder 
Aschen, deren Ruhezeit noch nicht ab-
gelaufen ist, von Amts wegen in Erdrei-
hengrabstätten/Urnenreihengrabstät-
ten/Urnengemeinschaftsgrabstätten 
umgebettet werden.

(5) Alle Umbettungen werden von der 
Friedhofsverwaltung durchgeführt, 
die sich dabei auch eines gewerblichen 
Unternehmens bedienen kann. Sie be-
stimmt den Zeitpunkt der Umbettung.

(6) Die Kosten der Umbettung und den Er-
satz von Schäden, die an benachbarten 
Grabstätten und Anlagen durch eine 
Umbettung entstehen, hat der Antrag-
steller zu tragen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nut-

zungszeit wird durch eine Umbettung 
nicht unterbrochen oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen 
als zu Umbettungszwecken nur auf-
grund behördlicher oder richterlicher 
An ordnungen ausgegraben werden.

IV Grabstätten
§ 13 Arten der Grabstätten

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des 
Friedhofseigentümers. An ihnen kön-
nen Rechte nur nach dieser Satzung 
erworben werden.

(2) Die Grabstätten werden unterschieden 
in

 a) Erdreihengrabstätten,
 b) Erdwahlgrabstätten,
 c) Urnenreihengrabstätten,
 d) Urnenwahlgrabstätten,
 e) Urnengemeinschaftsgrabstätten,
 f) Kindergrabstätten
 g) Ehrengrabstätten.
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb 

des Nutzungsrechtes an einer der Lage 
nach bestimmten Grabstätte oder auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung.

(4) Für Urnengemeinschaften kann kein 
Nutzungsrecht erworben werden. Die 
Nutzungsdauer beträgt 20 Jahre und ist 
nicht verlängerbar.

(5) Die Neuanlage oder Rekonstruktion 
von massiven Grüften oder Bauwerken 
zum Zwecke der Bestattung/Beiset-
zung ist nicht ge stattet.

§ 14 Erdreihengrabstätten

(1) Erdreihengrabstätten sind Grabstätten 
für Erdbestattungen, die der Reihe nach 
belegt und im Todesfall für die Dauer 
der Ruhezeit des zu Bestattenden zuge-
teilt werden. Über die Zu teilung wird 
eine Grabnummernkarte erteilt. Eine 
Verlänge rung des Nutzungsrechts an der 
Erdreihengrabstätte ist nicht möglich. Die 
Mindestmaße betragen 0,80 m x 1,80 m.

(2) In jeder Erdreihengrabstätte darf nur ei-
ne Leiche bestattet werden. Es ist jedoch 
zulässig, in einer Erdreihengrabstätte die 
Leichen eines Kindes unter einem Jahr 
und eines Fami lienangehörigen oder die 
Leichen von gleichzeitig verstorbenen 
Geschwistern unter fünf Jahren zu bestat-
ten. Weiterhin ist es möglich, eine Urne 
innerhalb der ersten 15 Jahre beizusetzen.

(3) Ca. ein Monat vor Ablauf der Ruhe-
zeit werden die verfügungsberechtigten 
Angehörigen schriftlich aufgefordert, 
für die Abräumung und Einebnung der 
Grabstätte Sorge zu tragen.

§ 15 Erdwahlgrabstätten

(1) Erdwahlgrabstätten sind Grabstätten 
für Erdbestattungen, an denen auf An-
trag ein Nutzungsrecht für die Dauer 
von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen 
und deren Lage im Benehmen mit dem 
Erwerber bestimmt wird. 

 Nutzungsrechte an Erdwahlgrabstätten 
werden nur anlässlich eines Todesfalles 
verliehen.
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(2) Das Nutzungsrecht kann in der Re-
gel einmalig verlängert werden. Eine 
Verlängerung ist nur auf Antrag und 
nur für die gesamte Erdwahlgrabstätte 
möglich. Eine mehrmalige Verlänge-
rung ist möglich. Ein Anspruch auf Ver-
längerung besteht nicht; das Nutzungs-
recht darf nicht unterbrochen werden.

(3) Erdwahlgrabstätten werden als ein- oder 
mehrstellige Grab stätten vergeben. Je 
Grablager (Mindestmaß 1,00 m x 2,20 
m) können eine Leiche und maximal 
drei Urnen bestattet/beige setzt werden. 
Tiefgräber werden nicht errichtet. Nach 
Ablauf der Ruhezeit der Leiche kann 
eine weitere Bestattung erfolgen, wenn 
die restliche Nutzungszeit die Ruhezeit 
erreicht oder das Nutzungsrecht min-
destens für die Zeit bis zum Ablauf der 
Ruhezeit verlängert worden ist.

 Kindergrabstätten werden als einstelli-
ge Grabstätten (Mindestmaß 0,60 m x 
1,00 m) vergeben. Es kann darin eine 
Erdbestattung oder eine Urnenbeiset-
zung vorgenommen werden.

(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aus-
händigung der Verleihungsurkunde.

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes 
wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 
ca. zwei Monate vorher schriftlich, falls er 
nicht bekannt oder nicht ohne besonde-
ren Aufwand zu ermitteln ist, durch eine 
öffentliche Bekanntmachung und durch 
einen Hinweis für die Dauer von zwei 
Monaten auf der Grabstätte hingewiesen.

(6) Während der Nutzungszeit darf eine 
weitere Bestattung nur stattfi nden, wenn 
die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht 
überschreitet oder ein Nutzungsrecht 
mindestens für die Zeit bis zum Ablauf 
der Ruhezeit erworben worden ist.

(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungs-
rechtes soll der Erwerber für den Fall sei-
nes Ablebens aus dem in Satz 2 genann-
ten Personenkreis seinen Nachfolger im 
Nutzungsrecht bestimmen und ihm das 
Nutzungsrecht durch schriftlichen Ver-
trag über tragen. Wird bis zu seinem Ab-
leben keine derartige Regelung getrof-
fen, geht das Nutzungsrecht in nachste-
hender Reihenfolge auf die Angehörigen 
des verstorbenen Nutzungsberech tigten 
mit deren Zustimmung über:
a) auf den überlebenden Ehegatten,
b) auf den Partner einer eingetragenen 

Lebensgemeinschaft,
c) auf den Partner einer auf Dauer ange-

legten nichtehelichen Lebensgemein-
schaft,

d) auf die Kinder,
e) auf die Stiefkinder,
f) auf die Enkel in der Reihenfolge der 

Berechtigung ihrer Väter oder Mütter,
g) auf die Eltern,
h) auf die (vollbürtigen) Geschwister,
i) auf die Stiefgeschwister,
j) auf die nicht unter a) – i) fallenden 

Erben.
 Innerhalb der einzelnen Gruppen wird 

jeweils der Älteste Nutzungsberech-
tigter.

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte 
kann das Nutzungsrecht nur auf eine 
Person aus dem Kreis der in Abs. 7 
Satz 2 genannten Personen übertra-
gen; er bedarf hierzu der vorherigen 
Zustimmung der Friedhofsverwal-
tung.

(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nut-
zungsrecht unverzüglich nach Erwerb 
auf sich umschreiben zu lassen.

(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte 
hat im Rahmen der Fried hofssatzung 
und der dazu ergangenen Rege-
lungen das Recht, in der Erdwahl-
grabstätte beigesetzt zu werden, bei 
Eintritt eines Bestattungsfalles über 
andere Bestattungen und über die Art 
der Gestaltung und der Pfl ege der 
Grabstätte zu entscheiden.

(11) Das Nutzungsrecht an unbelegten 
Grabstätten kann jederzeit, an teilbe-
legten Grabstätten erst nach Ablauf 
der letzten Ruhezeit zurückgegeben 
werden. Eine Rückgabe ist nur für 
die gesamte Grabstätte möglich. Eine 
anteilige Rückzahlung der Nutzungs-
gebühr erfolgt nicht.

(12) Das Ausmauern von Erdwahlgrab-
stätten ist nicht zulässig.

§ 16 Urnengrabstätten

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in
 a) Urnenreihengrabstätten,

b) Urnenwahlgrabstätten,
c) Urnengemeinschaftsgrabstätten,
d) Grabstätten für Erdbestattungen.

(2) Urnenreihengrabstätten sind Grabstät-
ten, die der Reihe nach belegt und im 
Todesfall für die Dauer von 20 Jahren 
zur Beisetzung einer Asche abgegeben 
werden. Über die Abgabe wird eine 
Grabnummernkarte ausgehändigt. Die 
Größe einer Urnenreihengrabstätte be-
trägt maximal 0,4 m². Eine Verlänge-
rung des Nutzungsrechts ist nicht mög-
lich.

(3) Urnenwahlgrabstätten sind für die Ur-
nenbeisetzung bestimmte Grabstätten, an 
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für 
die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) 
verliehen und deren Lage gleichzeitig im 
Benehmen mit dem Erwerber festgelegt 
wird. Die Zahl der Urnen, die in einer 
Urnenwahlgrabstätte be stattet werden 
können, richtet sich nach der Größe der 
Grab stätte. Die für eine Urne bestimmte 
Mindestfl äche beträgt 0,25 m².

(4) Urnengemeinschaftsgrabstätten sind 
Grabstätten ohne indivi duelle Kenn-
zeichen oder solche für religiöse oder 
ethnische Gruppen. Es besteht die Mög-
lichkeit der Beisetzung von Urnen in 
die Urnengemeinschaftsanlage, wobei 
auch der Name des Verstorbenen auf 
einem entsprechenden Grabmal einge-
arbeitet werden kann. Die Friedhofs-
verwaltung hält die Flächen für Ur-
nengemeinschaftsgrabstätten vor. Die 
Flächen werden von der Stadt Apolda 
gepfl egt. Dafür wird eine einmalige Ge-
bühr durch Bescheid erhoben.

(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssat-
zung etwas anderes ergibt, gelten die 
Vorschriften für Erdreihengrabstätten 
und für Erdwahlgrabstätten entspre-
chend auch für Urnengrabstät ten.

§ 17 Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Un-
terhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln 
oder in geschlossenen Feldern) obliegt 
ausschließlich der Stadt Apolda.

V. Gestaltung der Grabstätten
§ 18 Abteilungen mit allgemeinen 

und zusätzlichen Gestaltungsvorschriften

(1) Auf den Friedhöfen werden Abteilungen 
mit allgemeinen und Abteilungen mit 
zusätzlichen Gestaltungsvorschriften 
einge richtet. Bei einzelnen Friedhö-
fen ist die ausschließliche Geltung der 
Bestimmungen für Abteilungen mit 
zusätzlichen Gestaltungsvorschriften 
zulässig, wenn dort bereits vor Inkraft-
treten dieser Satzung ausschließlich 
Abteilungen mit zusätzlichen (früher: 
besonderen) Gestaltungsvorschriften 
eingerichtet waren und wenn der Er-
werb einer Grabstätte mit allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften auf einem 
anderen Friedhof im Gebiet der Stadt 
Apolda zugemutet werden kann.

(2) Es besteht die Möglichkeit, eine Grab-
stätte in einer Abteilung mit allgemeinen 
oder zusätzlichen Gestaltungsrichtlinien 
zu wählen. Die Friedhofsverwaltung hat 
auf diese Wahl möglichkeit vor dem Er-
werb eines Nutzungsrechtes hinzuwei-
sen. Wird von dieser Wahlmöglichkeit 
nicht bei der Anmeldung der Bestattung 
Gebrauch gemacht, erfolgt die Bestat-
tung in einer Abteilung mit zusätzlichen 
Gestaltungsvorschriften.

§ 19 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1) Jede Grabstätte ist – unbeschadet der 
Anforderungen für Abteilungen mit zu-
sätzlichen Gestaltungsvorschriften (§§ 
21 und 30) – so zu gestalten und so an 
die Umgebung anzupassen, dass der 
Friedhofszweck und der Zweck dieser 
Satzung sowie die Würde des Fried-
hofes in seinen einzelnen Teilen und in 
seiner Gesamtlage gewahrt werden.

(2) Die einzelnen Abteilungen werden im 
Belegungsplan ausgewiesen.

(3) Der Baumbestand auf den Friedhöfen 
steht unter besonderem Schutz. Es gilt 
die Satzung zum Schutze des Baumbe-
standes der Stadt Apolda (Baumschutz-
satzung) in der jeweils gültigen Fassung.

VI. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 20 Abteilungen mit allgemeinen 

Gestaltungsvorschriften

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen 
in Abteilungen mit allgemeinen Ge-
staltungsvorschriften unterliegen un-
beschadet der Bestimmungen des § 19 
in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Anpassung an die Umgebung keinen 
zusätzlichen Anforderungen. Die Min-
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deststärke der Grabmale beträgt bis 
0,40 m² Ansichtsfl äche – 0,12 m, bis 1,00 
m² Ansichtsfl äche – 0,14 m, ab 1,00 m 
bis 1,50 m Höhe – 0,16 m und ab 1,5 m 
Höhe – 0,18 m.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann wei-
tergehende Anforderungen verlangen, 
wenn dies aus Gründen der Standsi-
cherheit erfor derlich ist. Vollabde-
ckungen bei Erdbestattungen sind nicht 
gestattet.

§ 21 Abteilungen mit zusätzlichen Ge-
staltungsvorschriften

(1) Die Grabmale in Abteilungen mit zu-
sätzlichen Gestaltungsvor schriften 
müssen in ihrer Gestaltung und Bear-
beitung nach stehenden Anforderungen 
entsprechen:
a) Für Grabmale dürfen nur Natur-

steine, Holz und geschmiedetes oder 
gegossenes Metall verwendet wer-
den. Findlinge, fi ndlingsähnliche, 
unbearbeitete bruchrauhe, grell-
weiße und tiefschwarze Grabmale 
sind nicht zugelassen.

b) Bei der Gestaltung und Bearbeitung 
sind folgende Vorschriften einzuhalten:
1. Die Grabmale müssen allseitig und 

gleichmäßig bearbeitet sein.
2. Die Grabmale dürfen nicht ge-

spaltet, gesprengt oder bossiert sein.
3. Politur und Feinschliff sind nur zu-

lässig als gestalterisches Element 
für Schriften, Ornamente und Sym-
bole, die nur eine der Größe des 
Grabmals angemessene Fläche ein-
nehmen dürfen.

4. Schriften, Ornamente und Symbole 
dürfen nur aus demselben Material 
wie dem des Grabmals bestehen; 
sie dürfen nicht serienmäßig herge-
stellt sein.

5. Die Grabmale müssen aus einem 
Stück hergestellt sein und dürfen 
keinen Sockel haben.

6. Nicht zugelassen sind alle vorste-
hend nicht aufgeführten Materialien, 
Zutaten, Gestaltungs- und Bearbei-
tungsarten; insbesondere Beton, 
Glas, Emaille, Kunst stoff, Lichtbilder, 
Gold, Silber und Farben.

(2) Nach näherer Bestimmung der Bele-
gungspläne sind stehende oder liegen-
de Grabmale zulässig. Stehende Grab-
male sind allseitig gleichwertig zu ent-
wickeln und sollen in Form und Größe 
unterschiedlich sein. Liegende Grab-
male dürfen nur fl ach auf die Grabstelle 
gelegt werden und nicht mehr als 1/3 
der Pfl anzfl äche bedecken.

(3) Auf Grabstätten für Erdbeisetzungen 
sind stehende Grabmale aus Naturstein 
bis zu folgenden Größen zulässig:
a) auf Erdreihengrabstätten  

bis 0,50 m² Ansichtsfl äche
b) auf einstelligen Erdwahlgrabstätten 

 bis 0,65 m² Ansichtsfl äche
c) auf zwei- und mehrstelligen

Erdwahlgrabstätten   
bis 1,00 m² Ansichtsfl äche

d) auf Kindergrabstätten   
bis 0,40 m² Ansichtsfl äche

e) auf Erdwahlgrabstätten in besonde-
rer Lage bis zu den von der Fried-
hofsverwaltung nach der Örtlich-
keit besonders festzulegenden Ab-
messungen.

 Stehende Grabmale aus Naturstein 
müssen mindestens 12 cm stark sein. 
Entsprechend den Belegungsplänen 
können liegende Grabmale bis 1/3 
zur Größe der Pfl anzfl äche zugel-
assen bzw. vorgeschrieben werden. 
Vollabdeckungen sind nicht gestattet.

(4) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale 
aus Naturstein bis zu folgenden Größen 
zulässig:
a) auf Urnenreihengrabstätten  

bis zu 0,25 m² Ansichtsfl äche
 (nur liegende Grabmale)
b) auf Urnenwahlgrabstätten  

bis zu 0,70 m² Ansichtsfl äche
c) auf Urnenwahlgrabstätten in besonde-

rer Lage bis zu den von der Friedhofs-
verwaltung nach der Örtlichkeit beson-
ders festzulegenden Abmessungen.

(5) In den Belegungsplänen können 
im Rahmen der Abs. 3 und 4 für die 
Grabmale Höchst- und Mindestabmes-
sungen vorgeschrieben werden.

(6) Soweit es der Friedhofsträger unter Be-
achtung des § 19 für vertretbar hält, 
kann er Ausnahmen von den Vor-
schriften der Abs. 1, 3 bis 5 und auch 
sonstige bauliche Anlagen als Aus-
nahme im Einzelfall zulassen.

§ 22 Zustimmung

(1) Die Errichtung und jede Veränderung 
von Grabmalen bedarf der vorhe-
rigen schriftlichen Genehmigung der 
Friedhofsverwal tung.

 Auch provisorische Grabmale sind 
genehmigungspfl ich tig, wenn sie grö-
ßer als 0,15 m x 0,30 m sind.

(2) Der Antragsteller hat bei Erdreihen-
grabstätten/Urnenreihengrabstätten 
die Grabnummernkarte vorzulegen, bei 
Erdwahlgrabstätten/Urnenwahlgrab-
stätten ist sein Nutzungsrecht nach-
zuweisen. Die Genehmigung ist unter 
Vorlage von Zeichnungen in doppelter 
Ausfertigung zu beantragen. 

 Aus dem Antrag und den Zeichnungen 
müssen alle Einzelheiten der Anlage, 
insbesondere Art und Bearbeitung des 
Werkstoffs sowie Inhalt, Form und An-
ordnung der Inschrift ersichtlich sein. 
Auf Verlangen sind Zeichnungen in 
größerem Maßstab oder Modelle vor-
zulegen.

(3) Die Errichtung und jede Veränderung 
aller sonstigen baulichen Anlagen be-
dürfen ebenfalls der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der Friedhofsver-
waltung. Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend.

(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das 
Grabmal oder die sonstige bauliche An-
lage nicht binnen 12 Monate nach der 
Zustimmung errichtet worden ist.

(5) Die nichtzustimmungspfl ichtigen provi-
sorischen Grabmale sind nur als natur-
lasierte Holztafeln oder Holzkreuze zu-
lässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre 
nach der Beisetzung verwendet werden.

§ 23 Anlieferung

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen ist 
der Friedhofsverwal tung der genehmi-
gte Aufstellungsantrag vorzulegen.

(2) Die Grabmale sind so zu liefern, dass 
sie am Friedhofseingang von dem 
Friedhofsverwalter oder einem Bedien-
steten der Friedhofsverwaltung über-
prüft werden können.

§ 24 Ersatzvornahme

Ohne Genehmigung errichtete oder mit 
den vorgelegten Zeichnungen und Anga-
ben nicht übereinstimmende Anlagen müs-
sen entfernt oder den Zeichnungen und 
Angaben entsprechend verändert werden, 
sofern eine Genehmigung nachträglich 
nicht erteilt wird. Die Friedhofsverwaltung 
kann den für ein Grab Sorgepfl ichtigen 
oder Nutzungsberechtigten schriftlich auf-
fordern, innerhalb angemessener Frist die 
Anlage zu entfernen oder zu verändern. 
Wird der Aufforderung nicht rechtzeitig 
Folge geleistet, so kann die Friedhofsver-
waltung auf Kosten der Be rechtigten die 
Anlage entfernen lassen. Falls die Anlage 
nicht innerhalb von zwei Monaten abge-
holt wird, kann die Friedhofsverwaltung 
mit ihr entsprechend den Vorschriften der 
§§ 383 ff. BGB verfahren. Hierauf ist in der 
Aufforderung hinzuweisen.

§ 25 Fundamentierung und Befestigung

(1) Die Grabmale sind, ihrer Größe ent-
sprechend, nach den allge mein aner-
kannten Regeln des Handwerks so zu 
fundamentieren und zu befestigen, 
dass sie dauernd standsicher sind und 
auch beim Öffnen benachbarter Grä-
ber nicht umstürzen oder sich senken 
können. Dies gilt für sonstige bauliche 
Anlagen entsprechend.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann über-
prüfen, ob die vorgeschriebene Funda-
mentierung durchgeführt worden ist.

(3) Die Steinstärke muss die Standfestig-
keit der Grabmale gewährleisten. Die 
Mindeststärke der Grabmale bestimmt 
sich nach den §§ 20 und 21.

§ 26 Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen bau-
lichen Anlagen sind dauernd in wür-
digem und verkehrssicherem Zustand 
zu halten. Verantwortlich ist insoweit 
bei Erdreihengrabstätten/Urnenreihen-
grabstätten der Inhaber der Grabnum-
mernkarte, bei Erdwahlgrabstätten/
Urnenwahlgrabstätten der jeweilige 
Nutzungsberechtigte.

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grab-
malen, sonstigen baulichen Anlagen oder 
Teilen davon im Sinne der Unfallverhü-
tungsvorschriften der Gartenbaube-
rufsgenossenschaft gefährdet, sind die 

Amtsblatt 01_2010.indd   18Amtsblatt 01_2010.indd   18 11.02.10   12:3311.02.10   12:33



APOLDAER AMTSBLATT 01/10 Seite 19

Amtlicher Teil: Bekanntmachungen

für die Unterhaltung Verantwortlichen 
verpfl ichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann 
die Friedhofsverwaltung auf Kosten 
des Verantwortlichen Sicherungsmaß-
nahmen (z.B. Umlegung von Grabstei-
nen) treffen. Wird der ordnungswidrige 
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung 
der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb 
einer festgesetzten angemessenen Frist 
beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung be-
rechtigt, das Grabmal oder Teile davon 
auf Kosten des Verantwortlichen zu ent-
fernen. Die Stadt Apolda ist verpfl ichtet, 
diese Gegenstände drei Monate aufzu-
bewahren. Ist der Verantwortliche nicht 
bekannt oder ohne besonderen Auf-
wand nicht zu ermitteln, genügen als 
Aufforderung eine öffentliche Bekannt-
machung und ein Hinweisschild auf der 
Grabstätte, das für die Dauer von einem 
Monat aufgestellt wird.

(3) Die Verantwortlichen sind für jeden 
Schaden haftbar, der durch das Umstür-
zen von Grabmalen oder Grabmalteilen 
verursacht wird.

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle 
Grabmale und bauliche Anlagen oder 
solche, die als besondere Eigenart eines 
Friedhofes erhalten bleiben sollen, wer-
den in einem Verzeichnis geführt. Die 
Friedhofsverwaltung kann die Zustim-
mung zur Änderung derartiger Grab-
male und baulichen Anlagen versagen. 
Insoweit sind die zuständigen Denk-
malbehörden nach Maßgabe der gesetz-
lichen Bestimmungen zu beteiligen.

(5) Die Standfestigkeit der Grabmale wird 
mindestens einmal jährlich von der 
Friedhofsverwaltung durch eine Druck-
probe überprüft. Es erfolgt eine Kenn-
zeichnung der nichtstand festen Grab-
male durch einen Warnaufkleber.

§ 27 Entfernung

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nut-
zungszeit dürfen Grabmale nur mit 
vorheriger schriftlicher Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung entfernt wer-
den. Bei Grabmalen im Sinne des § 26 
Abs. 4 kann die Friedhofsverwaltung 
die Zustimmung versagen.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Erdrei-
hengrabstätten/Urnenrei hengrabstätten 
oder nach Ablauf der Nutzungszeit bei 
Erdwahlgrabstätten/Urnenwahlgrab-
stätten oder nach der Entzie hung von 
Grabstätten und Nutzungsrechten sind 
die Grabmale und sonstige bauliche 
Anlagen zu entfernen. Auf den Ablauf 
der Ruhezeit/Nutzungszeit wird der 
Verantwortliche schrift lich hingewiesen. 
Geschieht die Entfernung nicht binnen 
drei Monaten, so ist die Friedhofsver-
waltung berechtigt, die Grabstätte ab-
räumen zu lassen. Die Friedhofsverwal-
tung ist nicht verpfl ichtet, das Grabmal 
oder sonstige bauliche Anlagen zu ver-
wahren. Grabmale oder sonstige bau-
liche Anlagen gehen entschädigungslos 
in das Eigentum der Stadt Apolda über, 
wenn nichts anderes bei Erwerb des 

Nutzungsrechts oder bei Genehmigung 
für die Errichtung des Grabmals oder 
sonstiger baulicher Anlagen schriftlich 
vereinbart wurde. Sofern Grabstätten 
von der Friedhofsverwaltung abge-
räumt werden, hat der jeweilige Nut-
zungsberechtigte die Kosten zu tragen.

(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, 
ohne ihre Zustimmung aufgestellte 
Grabmale einen Monat nach Benachrich-
tigung des Inhabers der Grabnummern-
karte oder des Nutzungsberechtigten 
auf dessen Kosten entfernen zu lassen.

VII. Herrichtung und Pfl ege der Grabstätten

§ 28 Herrichtung und Unterhaltung

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen 
der Vorschriften des § 19 hergerichtet 
und dauernd verkehrssicher in Stand 
gehalten werden. Dies gilt entspre-
chend für den Grabschmuck. Ver welkte 
Blumen und Kränze sind unverzüglich 
von den Grabstätten zu entfernen.

(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Ge-
samtcharakter des Friedhofes, dem be-
sonderen Charakter des Friedhofsteiles 
und der unmittelbaren Umgebung anzu-
passen. Die Grabstätten dürfen nur mit 
Pfl anzen bepfl anzt werden, die andere 
Grabstätten und die öffentlichen Anlagen 
und Wege nicht beeinträchtigen.

(3) Für die Herrichtung und die Instand-
haltung ist bei Erdrei hengrabstätten/
Urnenreihengrabstätten der Inhaber 
der Grabnummernkarte, bei Erdwahl-
grabstätten/Urnenwahlgrabstätten der 
Nutzungsberechtigte verantwortlich. 
Die Verpfl ichtung erlischt mit dem Ab-
lauf der Ruhezeit oder des Nutzungs-
rechts. Absatz 7 bleibt unberührt.

(4) Die Herrichtung und jede wesent-
liche Änderung bedarf der vorhe-
rigen schriftlichen Genehmigung der 
Friedhofsverwal tung. Der Antragsteller 
hat bei Erdreihengrabstätten/ Urnenrei-
hengrabstätten die Grabnummernkarte 
vorzulegen, bei Erdwahlgrabstätten/ 
Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungs-
recht nachzuweisen. Sofern es zum 
Verständnis erforderlich ist, kann die 
Friedhofsverwaltung die Vorlage einer 
maßstäblichen Detailzeichnung mit den 
erforderlichen Einzelangaben verlangen.

(5) Die für die Grabstätten Verantwort-
lichen können die Grab stätten selbst 
anlegen oder pfl egen oder damit einen 
zuge lassenen Friedhofsgärtner beauf-
tragen. Die Friedhofsverwaltung kann 
im Rahmen des Friedhofszwecks die 
Herrichtung und die Pfl ege gegen Ent-
gelt übernehmen.

(6) Erdreihengrabstätten/ Urnenreihen-
grabstätten müssen innerhalb von sechs 
Monaten nach der Bestattung, Erdwahl-
grabstätten/ Urnenwahlgrabstätten in-
nerhalb von sechs Monaten nach dem 
Erwerb des Nutzungsrechtes hergerich-
tet werden.

(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Ver-
änderung der gärtnerischen Anlagen 
außerhalb der Grabstätten obliegen aus-

schließlich der Friedhofsverwaltung.
(8) Chemische Unkrautbekämpfungsmittel 

sowie die Anwendung jeglicher Pesti-
zide (z. B. Herbizide, Insektizide, Fungi-
zide) bei der Grabpfl ege sind verboten.

(9) Kunststoffe und sonstige nicht verrott-
bare Werkstoffe dürfen in sämtlichen 
Produkten der Trauerfl oristik, insbe-
sondere in Kränzen, Trauergebinden, 
Trauergestecken, im Grabschmuck und 
bei Grabeinfassungen sowie bei Pfl an-
zenzuchtbehältern, die an der Pfl anze 
verbleiben, nicht verwandt werden. 
Ausgenom men sind Grabvasen, Mar-
kierungszeichen und Gießkannen. 
Nichtzugelassen sind insbesondere 
Bäume und großwüchsige Sträucher 
sowie das Aufstellen von Bänken. Nicht 
mehr verwendetes Kleinzubehör (z.B. 
Blumentöpfe, Grablichter, Plastiktüten 
aus nicht verrottbarem Material) ist 
vom Friedhof zu entfernen oder in den 
zur Abfalltrennung bereit gestellten Be-
hältern zu entsorgen.

§ 29 Abteilungen ohne besondere Ge-
staltungsvorschriften

In Abteilungen ohne zusätzliche Gestal-
tungsvorschriften unterliegt die gärtneri-
sche Herrichtung und Unterhaltung der 
Grabstätten unbeschadet der Bestimmun-
gen der §§ 19 und 28 keinen zusätzlichen 
Anfor derungen.

§ 30 Abteilungen mit zusätzlichen Ge-
staltungsvorschriften

(1) Die Grabstätten müssen in ihrer gesam-
ten Fläche bepfl anzt werden und sich 
in ihrer gärtnerischen Gestaltung der 
Umgebung anpassen.

(2) Unzulässig ist
a) das Pfl anzen von Bäumen oder von 

großwüchsigen Sträuchern,
b) das Einfassen der Grabstätten mit 

Hecken, Steinen, Metall, Glas oder 
ähnlichem,

c) das Errichten von Rankgerüsten, 
Gittern oder Pergolen,

d) das Aufstellen einer Bank oder einer 
sonstigen Sitzgelegenheit.

(3) Soweit es die Friedhofsverwaltung un-
ter Beachtung der §§ 19 und 28 für ver-
tretbar hält, kann sie Ausnahmen von 
den Vor schriften der Absätze 1 und 2 im 
Einzelfall zulassen.

§ 31 Vernachlässigung der Grabpfl ege

(1) Wird eine Erdreihengrabstätte/Ur-
nenreihengrabstätte nicht ordnungs-
gemäß hergerichtet oder gepfl egt, hat 
der Verantwortliche (§ 28 Abs. 3) nach 
schriftlicher Aufforderung durch die 
Friedhofsverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in 
Ordnung zu bringen. Ist der Verant-
wortliche nicht bekannt oder nicht oh-
ne besonderen Aufwand zu ermitteln, 
wird durch eine öffentliche Bekannt-
machung auf die Verpfl ichtung zur 
Herrichtung und Pfl ege hingewiesen. 
Außerdem wird der unbekannte Ver-
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antwortliche durch ein Hin weisschild 
auf der Grabstätte aufgefordert, sich 
mit der Friedhofsverwaltung in Verbin-
dung zu setzen. Bleiben die Aufforde-
rung oder der Hinweis drei Monate un-
beachtet, kann die Friedhofsverwaltung
a) die Grabstätte abräumen, einebnen 

sowie einsäen und
b) Grabmale und sonstige bauliche An-

lagen beseitigen lassen.
(2) Für Erdwahlgrabstätten/Urnenwahl-

grabstätten gelten Abs. 1 Sätze 1 bis 3 
entsprechend. Kommt der Nutzungs-
berechtigte seiner Verpfl ichtung nicht 
nach, kann die Friedhofsverwal tung in 
diesem Fall die Grabstätte auf seine 
Kosten in Ordnung bringen lassen oder 
das Nutzungsrecht ohne Entschädi-
gung entziehen. In dem Entziehungs-
bescheid wird der Nut zungsberechtigte 
aufgefordert, das Grabmal und die son-
stigen baulichen Anlagen innerhalb von 
drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des 
Entziehungsbescheides zu entfernen.

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt 
Abs. 1 Satz 1 entspre chend. Wird die 
Aufforderung nicht befolgt oder ist der 
Ver antwortliche nicht bekannt oder nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, 
kann die Friedhofsverwaltung den Grab-
schmuck auf seine Kosten entfernen.

VIII. Leichenhallen- und Trauerfeiern

§ 32 Benutzung der Leichenhalle

(1) Leichenhallen dienen der Aufnahme 
der Leiche bis zur Bei setzung. Sie dür-
fen nur mit Erlaubnis der Friedhofsver-
waltung betreten werden.

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen 
oder sonstigen Bedenken bestehen, 
können die Angehörigen die Verstor-
benen während der festgesetzten Zeiten 
sehen. Die Särge sind spä testens eine 
halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier 
oder Beisetzung endgültig zu schließen.

(3) Die Särge der an meldepfl ichtigen über-
tragbaren Krankheiten Verstorbenen 
sollen in einem besonderen Raum der 
Leichen halle aufgestellt werden. Der 
Zutritt zu diesen Räumen und die Be-
sichtigung der Leichen bedürfen zu-
sätzlich der vorherigen Zustimmung 
des Amtsarztes.

§ 33 Trauerfeier

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür 
bestimmten Raum (z.B. Friedhofskapel-
le), am Grab oder an einer anderen im 
Freien vorgesehenen Stelle abgehalten 
werden.

(2) Die Benutzung der Friedhofskapel-
le kann untersagt werden, wenn der 
Verstorbene an einer meldepfl ichtigen 
übertragbaren Krankheit gelitten hat 
oder Bedenken wegen des Zustandes 
der Leiche bestehen.

(3) Jede Musik- und Gesangsdarbietung 
auf den Friedhöfen bedarf der vorhe-
rigen Genehmigung durch die Fried-
hofsverwaltung.

(4) Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht 
länger als 45 Minuten dauern. Ausnah-
men bedürfen der vorherigen Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung.

IX. Schlussvorschriften

§ 34 Alte Rechte

(1) Bei Grabstätten, über welche die Fried-
hofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser 
Satzung bereits verfügt hat, richten sich 
die Nutzungszeit und die Gestaltung 
nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Sat-
zung entstandenen Nut zungsrechte 
von unbegrenzter oder unbestimmter 
Dauer werden auf zwei Nutzungs-
zeiten nach § 15 Abs. 1 oder § 16 Abs. 
3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. 
Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung 
und der Ruhezeit der zuletzt beigesetz-
ten Leiche oder Asche.

(3) Im Übrigen gilt diese Satzung.

§ 35 Haftung

Die Stadt Apolda haftet nicht für Schäden, 
welche durch Elementar gewalt, nicht sat-
zungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, 
ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, 
durch dritte Personen oder durch Tiere 
entstehen. Ihr obliegen keine besonderen 
Obhuts- und Überwachungspfl ichten. Im 
Übrigen haftet die Stadt Apolda nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit ihrer 
Bediensteten. Die Vorschriften über die 
Amtshaftung bleiben unberührt.

§ 36 Ordnungswidrigkeiten

(1) Zuwiderhandlungen gegen Ge- oder 
Verbote dieser Satzung sind Ordnungs-
widrigkeiten im Sinne des § 19 Abs.1 
ThürKO.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig
a) den Friedhof entgegen der Bestim-

mung des § 5 betritt,
b) sich auf dem Friedhof nicht der Wür-

de des Ortes entspre chend verhält 
oder die Anordnung des Friedhofs-
personals nicht befolgt (§ 6 Abs. 1),

c) entgegen der Bestimmung des § 6 
Abs. 2
1. Friedhofswege mit Fahrzeugen 

ohne Erlaubnis befährt,
2. Waren aller Art, insbesondere 

Kränze und Blumen, oder ge-
werbliche Dienste anbietet,

3. an Sonn- und Feiertagen oder in 
der Nähe einer Bestat tung stö-
rende Arbeiten ausführt,

4. ohne schriftlichen Auftrag oder 
ohne vorherige Anzeige eines Be-
rechtigten fotografi ert oder fi lmt,

5. Druckschriften verteilt, ausge-
nommen Drucksachen, die im 
Rahmen von Bestattungsfeiern 
notwendig und üblich sind,

6. den Friedhof oder seine Ein-
richtungen oder Anlagen und 
Grabstätten verunreinigt oder be-
schädigt oder Rasenfl ä chen oder 
Grabstätten unberechtigterweise 
betritt oder befährt,

7. Abraum oder Abfälle aller Art au-
ßerhalb der hierfür vorgesehenen 
Plätze ablegt,

8. Tiere mitbringt, ausgenommen 
Blindenhunde,

9. missbräuchlich oder übermäßig 
die Wasserentnahmestelle benutzt,

10. elektroakustische Geräte benutzt,
11. Grün- und Astschnitt, Müll, Bau-

schutt und sonstige Stoffe auf 
dem Friedhof ablagert,

12. Grabbepfl anzungen und Grabge-
hölze des Rahmengrüns entwen-
det,

13. entgegen § 6 Abs. 3 Gedenkfeiern 
ohne Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung durchführt,

14. Umbettungen ohne vorherige Zu-
stimmung vornimmt (§ 12),

15. die Bestimmungen über die zu-
lässigen Maße für Grab male nicht 
einhält (§§ 20 und 21),

16. Grabmale oder sonstige Grabaus-
stattungen ohne Zu stimmung er-
richtet oder verändert (§ 23),

17. Grabmale ohne Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung entfernt (§ 
27 Abs. 1),

18. Grabmale oder Grabausstat-
tungen nicht in verkehrs sicherem 
Zustand hält (§§ 25, 26 und 28),

19. Pfl anzenschutz- oder Unkrautbe-
kämpfungsmittel ver wendet (28 
Abs. 8),

20. Grabstätten entgegen §§ 20 und 
21 mit Grababdeckun gen versieht 
oder nicht oder entgegen den §§ 
28 und 29 bepfl anzt,

21.  Grabstätten vernachlässigt (§ 31),
22. die Leichenhalle entgegen § 32 

betritt.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann auf der 

Grundlage des § 19 Abs.1 Satz 4 ThürKO 
und des § 17 OWiG nach diesen Bestim-
mungen mit einer Geldbuße von minde-
stens 5 Euro und höchstens 5.000 Euro, bei 
fahrlässiger Zuwiderhandlung bis höch-
stens 2.500 Euro, geahndet werden. 

(4) Verstöße gegen sonstige gesetzliche Be-
stimmungen werden nach den jeweils 
hierfür geltenden Vorschriften geahndet.

§ 37 Gebühren

Für die Benutzung der von der Stadt 
Apolda verwalteten Friedhöfe und ih-
rer Einrichtungen sowie für Leistun-
gen der Friedhofsverwaltung sind die 
Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührensat zung zu entrichten.

§ 38 Gleichstellungsklausel

Alle Status- und Funktionsbezeichnungen 
in dieser Satzung gelten sowohl in männli-
cher als auch weiblicher Form.

§ 39 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Friedhofssatzung der Stadt Apolda vom 
24. August 1995 (Beschlussnr.163-XIII/95), 
einschließlich ihrer Änderungen vom 14. 
Mai 1997 (Beschlussnr. 361-XXXI/97), vom 
15. Dezember 1997 (Beschlussnr. 417-XXX-
VIII/97), vom 8. Mai 2003 (Beschlussnr. 
328-XXXVII/03) und ihrer Änderung 
durch Artikel 3 der EURO-Anpassungssat-
zung vom 20. Dezember 2001, außer Kraft.

Apolda, 25. Januar 2010
Stadt Apolda

gez. Rüdiger Eisenbrand        Dienstsiegel
Bürgermeister
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Amtlicher Teil: Bekanntmachungen

Aufgrund der §§ 19 Abs.1 und 20 der Thü-
ringer Kommunalordnung - ThürKO- in 
der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41 ff.), zu-
letzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur 
Änderung der Thüringer Kommunalord-
nung vom 8. April 2009 (GVBl. S. 345 ff.), 
erlässt die Stadt Apolda folgende Satzung:

§ 1

Die Marktsatzung der Stadt Apolda vom 
23. Oktober 2001 (veröffentlicht im Amts-
blatt der Stadt Apolda Nr. 15/01), geändert 
durch die Erste Satzung zur Änderung der 
Marktsatzung vom 12. November 2008 
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt 
Apolda S.120) wird wie folgt geändert:
1. Der § 5 wird wie folgt geändert:

a) Im Absatz (5) erhalten die Sätze 2 
und 3 folgende Fassung:

 „Die Bekanntmachung des Auswahl-
verfahrens regelt sich nach Anlage 1 
dieser Satzung, welche Bestandteil 
dieser Satzung ist. Ist ein Bewerberü-
berschuss mit gleichartigem Angebot 
vorhanden, entscheidet das Los inner-
halb der jeweiligen Anbietergruppe.“

b) Es wird folgender Absatz (13) ange-
fügt:

 „(13) Für das Verfahren nach Absatz 
(5) gelten die Bestimmungen des Thü-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(ThürVwVfG) über die Genehmi-
gungsfi ktion (§ 42a ThürVwVfG) und 
zum Verfahren über die einheitliche 
Stelle (§§ 71a bis 71e ThürVwVfG).“

2. Im § 12 Absatz (4) Ziffer 2. werden nach 
dem Wort „Gegenstände“ die Worte 
„außerhalb des zugewiesenen Stand-
platzes“ eingefügt.

3. Der § 20 wird wie folgt geändert:
a) Im Absatz (1) wird „ der §§ 19 Abs.2, 20 

Abs.3 Satz 1“ ersetzt durch „des § 19“.

Zweite Satzung der Stadt Apolda zur Änderung der Marktsatzung vom 25. Januar 2010
b) Im Absatz (3) wird „ der § 17 OWiG 

und § 20 Abs.3 ThürKO“ ersetzt 
durch „des § 19 Abs.1 Satz 4 ThürKO 
und des § 17 OWiG“.

4. Es wird folgende Anlage 1 angefügt:
 „Anlage 1
 Verfahren zur Bekanntmachung der 

Auswahl der Bewerber um die Stand-
plätze auf dem Markt

1. Bekanntmachung des Marktes
 Die Veranstaltung von Märkten nach 

dieser Satzung werden regelmäßig 
vier Monate vor Beginn des Marktes 
ortsüblich und auf der Webseite 
apolda.de bekannt gemacht.

 Abweichend hiervon werden Wo-
chenmärkte dauernd auf der Websei-
te apolda.de und einmal jährlich im 
Amtsblatt der Stadt Apolda bekannt 
gemacht.

 In der Bekanntmachung ist das Waren-
angebot des Marktes unterteilt nach 
Warengruppen mit der vorgesehenen 
Anzahl an Anbietern dargestellt.

2. Verfahren der Antragstellung
 Entsprechend § 5 ist sowohl eine 

schriftliche als auch eine elektro-
nische Antragstellung auf Zutei-
lung eines Standplatzes entweder 
über die einheitliche Stelle (www.
einheitliche-stelle.thueringen.de) 
oder direkt bei der Marktverwaltung 
(stadtfeste@apolda.de) möglich.

 Die Antragstellung ist grundsätzlich 
mit Bekanntmachung des Marktes, 
im Falle von Wochenmärkten bis 
zwei Wochen vor Beginn des Wo-
chenmarktes, unter Angabe des 
Marktes und des Tages/Zeitraumes 
des Anbietens von Waren möglich.

3. Auswahlverfahren
 Zwei Monate vor Eröffnung des 

Marktes werden die eingegangen 
Anträge einem Auswahlverfahren 
unterworfen. Sollte die Zahl der 
Antragsteller die Anzahl der verfüg-
baren Standplätze innerhalb einer 
Warengruppe übersteigen, so ent-
scheidet das Los. Falls in einer wei-
teren Warengruppe zu wenig Bewer-
ber vorhanden sind und absehbar 
ist, dass bis zu Beginn des Marktes 
nicht ausreichend Anträge eingehen 
werden, kann die Marktverwaltung 
diese unbesetzten Stellplätze einer 
anderen Warengruppe zuordnen.

 Im Übrigen werden noch nicht verge-
bene Stellplätze nach der zeitlichen 
Reihenfolge des Antragseingangs 
(„Windhundprinzip“) vergeben.

 Soweit bei Wochenmärkten die An-
tragstellung für einen Zeitraum er-
folgt, welcher nicht größer als ein 
Jahr sein sollte, richtet sich das Ver-
fahren nach den oben beschriebenen 
Grundsätzen. Bei Antragstellungen 
zu einzelnen Wochenmärkten erfolgt 
das Auswahlverfahren ausschließ-
lich nach dem „Windhundprinzip“ 
in den jeweiligen Warengruppen.

 Der Antragsteller wird rechtzeitig 
vor Beginn des Marktes auf dem 
von ihm durch die Antragstellung 
gewählten Weg über die Zuteilung 
des Standplatzes informiert.“

§ 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Apolda, den 25. Januar 2010
Stadt Apolda

gez. Rüdiger Eisenbrand        Dienstsiegel
Bürgermeister

Aufgrund des § 19 Abs.1 der Thüringer 
Kommunalordnung -ThürKO- in der 
Fassung der Neubekanntmachung vom
28. Januar 2003 (GVBl. S.41 ff.), zuletzt 
geändert durch das Fünfte Gesetz zur 
Änderung der Thüringer Kommunalord-
nung vom 8. April 2009 (GVBl. S.345 ff.), 
der §§ 18 und 21 des Thüringer Straßenge-
setzes (ThürStrG) vom 7. Mai 1993 (GVBl. 
S.  273), zuletzt geändert durch Artikel 18 des 
Thüringer Haushaltsstrukturgesetzes vom
10. März 2005 (GVBl. S.80), und des § 8 
des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom

Erste Satzung der Stadt zur Änderung der Sondernutzungssatzung vom 25. Januar 2010
28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206 ff.), erlässt die 
Stadt Apolda folgende Satzung:

§ 1

Die Sondernutzungssatzung der Stadt 
Apolda vom 20. Juli 2006 (veröffentlicht im 
Amtsblatt der Stadt Apolda S. 67 f.), wird 
wie folgt geändert:
Der § 4 wird um folgenden Absatz 6 er-
gänzt:
(6) Für die Erteilung der Erlaubnis im 

gewerblichen Bereich, insbesondere 
für Sondernutzungen entsprechend § 
2 Abs.3 e), gelten die Bestimmungen 
des Thüringer Verwaltungsverfahrens-

gesetzes (ThürVwVfG)  über die Ge-
nehmigungsfi ktion (§ 42a ThürVwVfG) 
und zum Verfahren über die einheit-
liche Stelle (§§ 71a bis 71e ThürVwVfG). 

§ 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Apolda, den 25. Januar 2010
Stadt Apolda

gez. Rüdiger Eisenbrand        Dienstsiegel
Bürgermeister

 Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der bekanntgemachten Satzungen, die nicht die Genehmigung, die 
Ausfertigung  und diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadtverwaltung Apolda, Markt 1, 99510 Apolda, geltend gemacht 
werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr 
nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.
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Ausschreibungen

Gesundheits- und Krankenpfl eger/in
oder Altenpfl eger/in 
in Voll- oder Teilzeit  
ab: 01.04.2010
Arbeitsort: Apolda/ Bad Sulza

Ihre Aufgaben:
• pfl egefachliche Unterstützung, Kommunikation und Begleitung von Menschen
• Grund-/ Behandlungspfl ege
• eigenverantwortliche Gestaltung des Pfl egeprozesses
• Pfl egeplanung und –dokumentation
• Anwendung von nationalen und internen Pfl egestandards
• Zusammenarbeit mit allen an der Pfl ege beteiligten Berufsgruppen
• Anleitung von Pfl egekräften

Sie verfügen über:
• examinierten Berufsabschluss Alten-/Krankenpfl ege/Gesundheits- und 
 Krankenpfl ege
• engagiertes, innovatives und eigenständiges Handeln
• Belastbarkeit, ein hohes Maß an Selbstrefl exion und Teamfähigkeit
• Bereitschaft zur bedarfsgerechten und fl exiblen Arbeitszeitgestaltung
• ein dem Leitbild der AWO entsprechendes berufl iches Selbstverständnis 
 und Handeln
• Bereitschaft zu Fort- und Weiterbildung
• Führerschein Klasse B

Wir bieten:
• Attraktiver Arbeitsplatz in einem dynamischen Unternehmen 
 mit Mitarbeiterorientierung
• Raum für Engagement, Weiterentwicklung und Weiterqualifi zierung
• Unterstützung, Anleitung und Kooperation in einem professionellen sozialen 
 Unternehmen
• Vergütung nach AWO DHV-Tarifvertrag
• Personalentwicklung
Aussagekräftige, schriftliche Bewerbungen bitte an:
AWO Kreisverband Jena-Weimar e.V.
Soziales Zentrum „Marie Juchacz“
-Personalabteilung-
Soproner Straße 1B
99427 Weimar
Frank Posmik/Fachbereichsleiter Finanzen und Personal  Das Amtsblatt wird auf umwelt-

freundlichem Papier gedruckt.

Wohnungsgesellschaft Apolda mbH
Gerichtsweg 2
99510 Apolda

www.wg-apolda.de 

Die Wohnungsgesellschaft Apolda mbH ist ein städtisches  Wohnungsunternehmen. 
Wir verwalten rund 3.500  Wohnungen sowohl aus dem eigenen Bestand als auch für 
fremde Eigentümer. Zu unserem Immobilienbestand gehören ebenso Gewerbeobjek-
te, Gärten, Garagen und Stellplätze, deren Vermietung bzw. Verpachtung zu unserem 
Aufgabengebiet gehört.
Auch in diesem Jahr möchten wir wieder jungen Menschen die Chance auf eine fun-
dierte und zukunftsorientierte kaufmännische Ausbildung bieten und suchen zum 
01.08.2010 eine(n) 

Auszubildende(n) zur(m)
Immobilienkauffrau/-mann.

Die Ausbildungsdauer beträgt 3 Jahre. Voraussetzung für die Berufsausbildung ist 
mindestens ein guter Realschulabschluss. Vollständige Bewerbungsunterlagen erbit-
ten wir nur schriftlich bis zum 19.03.2010.

Die Stadtverwaltung 
bietet zum Verkauf

Angebote von Grundstücksverkäufen 
und -verpachtungen werden ab sofort 
im Internet auf der Homepage von 
Apolda unter
www.apolda.de/wirtschaft/immobilien/index.htm
öffentlich ausgeschrieben.

gez. Rüdiger Eisenbrand/Bürgermeister

Die Stadtverwaltung Apolda schreibt 
Zeitvertragsarbeiten nach VOB für 

Elektro-
installationsarbeiten

Gas-, Wasser- und 
Abwasserinstallation

Klempnerarbeiten

für den Zeitraum vom 01.04.2010 bis 
zum 31.03.2012 aus.
Die anfallenden Klein- und Sofortrepa-
raturen im Rathaus und anderen städ-
tischen Verwaltungsgebäuden haben 
einen voraussichtlichen Leistungsum-
fang (unverbindlich) von 10.000 Euro 
(Klempnerarbeiten), 15.000 Euro (Gas-,
Wasser- und Abwasserinstallation) 
und 15.000 Euro (Elektroinstallation) 
im Laufe eines Jahres.
Die Ausschreibungsunterlagen kön-
nen jeweils gegen eine Gebühr von 
10,00 Euro im Stadthaus Apolda, Zim-
mer 16, Am Stadthaus 1, 99510 Apolda, 
ab dem 12.02.2010 abgeholt werden.

Submissionstermin:
1. März 2010, 
14.00 Uhr, 14.15 Uhr, 14.30 Uhr
im Stadthaus, Zimmer 35

Angebote richten Sie bitte an die
Stadtverwaltung Apolda
Fachbereich 3/
Zentrale Gebäudeverwaltung
Am Stadthaus 1
99510 Apolda

gez. Rüdiger Eisenbrand
Bürgermeister 
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Amtlicher Teil
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Bestattungsinstitut Apolda GmbH
Wir begleiten Sie in schweren Stunden
 Erd-, Feuer- und Seebestattungen 
 Bestattungsvorsorge 
 auf Wunsch besuchen wir Sie zu Hause

Tag und Nacht für Sie erreichbar
Telefon (03644) 562730 · Fax 555710
Utenbacher Straße 66 · 99510 Apolda
www.bestattung-apolda.de

Bekanntmachung
der ENA Energienetze Apolda GmbH:
Die ENA Energienetze Apolda GmbH gibt hiermit gemäß § 4 Abs. 3 Niederspan-
nungsanschlussverordnung (NAV) öffentlich bekannt, dass die Ergänzungen zu den 
Technischen Anschlussbedingungen (TAB 2007) angepasst wurden. 
Die hiermit öffentlich bekannt gemachten Ergänzungen zu den Technischen An-
schlussbedingungen sind mit ihrem Wortlaut im Internet unter www.en-apolda.de 
abrufbar.

ENA Energienetze Apolda GmbH 
Heidenberg 52
99510 Apolda 
Registergericht Jena
HRB 501267

Bekanntmachung
der ENA Energienetze Apolda GmbH:
Die ENA Energienetze Apolda GmbH gibt hiermit gemäß § 4 Abs. 3 Niederspan-
nungsanschlussverordnung (NAV) öffentlich bekannt, dass ihre Ergänzenden Bedin-
gungen zur NAV mit Wirkung ab dem 01.03.2010 angepasst wurden. Die NAV sowie 
die hiermit öffentlich bekannt gemachten Ergänzenden Bedingungen zur NAV sind 
mit ihrem jeweiligen Wortlaut im Internet unter www.en-apolda.de abrufbar.

Die ENA Energienetze Apolda GmbH gibt zugleich hiermit gemäß § 4 Abs. 3 Nie-
derdruckanschlussverordnung (NDAV) öffentlich bekannt, dass ihre Ergänzenden 
Bedingungen zur NDAV angepasst wurden. Die NDAV sowie die hiermit öffentlich 
bekannt gemachten Ergänzenden Bedingungen zur NDAV sind mit ihrem jeweiligen 
Wortlaut ab dem 01.03.2010 im Internet unter www.en-apolda.de abrufbar.

Auf Verlangen werden die jeweiligen Ergänzenden Bedingungen von der ENA Ener-
gienetze Apolda GmbH den Anschlussnehmern oder Anschlussnutzern unentgeltlich 
ausgehändigt. 

ENA Energienetze Apolda GmbH 
Heidenberg 52
99510 Apolda 
Registergericht Jena
HRB 501267

Neue Tarife
der Energieversorgung

Apolda GmbH
Seit dem 01.01.2010 ermöglicht es die Ener-
gieversorgung Apolda GmbH ihren Kun-
den, 100 % umweltfreundlichen Ökostrom 
aus Wasserkraft zu beziehen.
Dieses Öko-Stromprodukt ist die um-
weltfreundliche Alternative zu unseren 
anderen Stromprodukten. Dabei wird der 
Strom in den Thüringer Wasserkraftwer-
ken Falken, Spichra und Mihla aus dem 
Wasser der Werra gewonnen.  
Neben dem Abschluss des Öko-Stromta-
rifes haben Sie weiterhin die Möglichkeit, 
rückwirkend zum 01.01.2010 unser Son-
derabkommen „EVA Wohnen 2010/2011“ 
abzuschließen und sich so einen Preisvor-
teil gegenüber dem Tarif „EVA Wohnen 
2009“ zu sichern.
Sollten Sie Fragen zu unseren Produkten 
haben, so stehen Ihnen unsere Mitarbeiter 
des Abrechnungsservice unter der Tel.-Nr.: 
03644/502888 und bei der Auswahl des 
günstigsten Tarifs gern zur Verfügung. Wir 
helfen Ihnen auch vor Ort weiter. Weitere 
Informationen erhalten Sie außerdem auf 
unserer Internetseite www.evapolda.de.

 Im Amtsblatt
können auch Sie

werben!

 Rufen Sie uns an:

650152
oder mailen sie uns

amtsblatt@apolda.de
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STADTHALLE APOLDA

Besuchen Sie uns! Wir freuen uns auf Sie!

VERANSTALTUNGS- UND TAGUNGSZENTRUM

Sa. 06.03.2010 19.30 Uhr „25 Jahre ANAKONDA“  
Highlights aus 25 Jahren Kabarett ANAKONDA
– mit Texten, Lieder und Sketche, die teils
derb, teils nachdenklich, vor allem aber oft
zum Brüllen sind.

Karten: Ticket-Shop Thüringen – für Apolda:
Tourist-Information im Rathaus/TA-Geschäfts-
stelle, Johannisgasse 1, Kartentelefon: 0180 505 5 505

Weitere Veranstaltungstipps und nähere Informationen zu den Veranstaltungen 
finden Sie auf unserer Internetseite. Oder rufen Sie uns ganz einfach an!

Weitere VeranstaltungenSa. 27.02.2010 20.30 Uhr THE FIREBIRDS
„Let`s Have A Party“ – Party- und Rock´n`Roll-Show
der 50er und 60er Jahre. Die fünf smarten Herren
aus Leipzig überzeugen mit einer Mischung aus
eigenständig interpretierten Klassikern, A-cappella-
Passagen und charmanten Comedy-Einlagen

Karten: Ticket-Shop Thüringen – für Apolda: Tourist-
Information im Rathaus/TA-Geschäftsstelle, Johannis-
gasse 1, Kartentelefon: 0180 505 5 505

Sonntag, 11.04.2010, 18.00 Uhr 
ZAUBER DER TRAVESTIE 

Karten: Ticket-Shop Thüringen – für Apolda: Tourist-Information im Rathaus/
TA-Geschäftsstelle, Johannisgasse 1, Kartentelefon: 0180 505 5 505K
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Fr. 12.02. 21.11 Uhr FASCHINGSAUFTAKT mit Mons Pubis u. Karaoke

Sa. 13.02. 19.11 Uhr GROSSER SAUSER
So. 14.02. 14.00 Uhr KINDERFASCHING
Mo. 15.02. 19.11 Uhr ROSENMONTAGSBALL

Di. 16.02. 14.00 Uhr RENTNERSAUSER

So. 07.03. 11.00 Uhr ROSENGALA zum Frauentag 
u. a. mit Margitta und den Karo-Dancers

Do. 11.03. 15.00 Uhr TANZ IN DEN FRÜHLING – für Junggebliebene
mit Solo-Entertainer Günther Bach

Sa. 13.03. 10.00 Uhr KREATIVMESSE
So. 14.03. 10.00 Uhr KREATIVMESSE

Sa. 20.03. 20.00 Uhr OPERETTENBALL mit dem Ballorchester Franz’L 
und Ronny Weiland

Do. 25.03. 19.30 Uhr UTE FREUDENBERG – Liederabend

Fr. 26.03. 20.00 Uhr IRISH NIGHT mit den COBBLESTONES aus Berlin

Do. 08.04. 15.00 Uhr OSTERTANZ – für Junggebliebene
mit Soloentertainer Günter Bach

Fr. 16.04. 19.30 Uhr LADIES NIGHT – Ein Abend für die Frau...

So., 25.04. 19.30 Uhr „KRÖTENWANDERUNG“ – Kabarett 
mit der LEIPZIGER PFEFFERMÜHLE

ÄNDERUNGEN VORBEHALTEN!

AUSVERKAUFT!

Neuer Yogakurs
ab 22. Februar 2010
Mit Yoga zu innerer Ruhe und zu einem gesunden Körper und Geist.

Ort: Katharinenweg 43, 99510 Apolda
Zeit: 17.30 - 19.00 Uhr • Dauer: 12 Wochen je 90 min

Gebühr: 100,00 €

Anmeldungen und Infos bei Doreen Steinkamp, Yogalehrerin BDY/EYU 
Tel.: 0 36 41/33 26 55 · www.yogaschule-ananda-jena.de

Ab sofort Anmeldung für 
Autogenes Training!

Praxis für
Physiotherapie
Constanze Grau
staatl. anerkannte Physiotherapeutin

Öffnungszeiten:
Montag 8.00-12.00 Uhr und 15.00-20.00 Uhr

Dienstag 8.00-12.00 Uhr und 15.00-20.00 Uhr

Mittwoch 8.00-14.00 Uhr (18-20 Uhr Kurs VhS)

Donnerstag 8.00-12.00 Uhr und 13.00-17.00 Uhr

Freitag 8.00-14.00 Uhr

Rosestraße 4 (direkt am Bahnhof)

99510 Apolda
Telefon 03644 515313 · Fax 03644 515316

NEU2-Raum-Wohnung2-Raum-Wohnung
ab sofort zu vermietenab sofort zu vermieten

56 qm + Abstellraum, Kaltmiete 240 Euro + NK und Kaution, 
für Senioren geeignet, in Promenadennähe und unweit

des Stadtzentrums ab sofort zu vermieten.
Besichtigungstermine

können unter 03644-6172004 vereinbart werden.

Inhaberin: Ivonne Bilau

Öffnungszeiten 
Montag - Freitag  8.30 - 18.00 Uhr
Samstag              8.00 - 12.00 Uhr

Terminvereinbarung
             erspart Wartezeit! 

Bahnhofstraße 31 · 99510 Apolda
Telefon 03644 51 49 21

An alle Friseure:

Wir suchen
motivierte Verstärkung 

für unser Team!

Bei Interesse
Bewerbung im Salon 

abgeben. 
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